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0.1 Angaben zur Baustelle 

0.1.1 Lage der Baustelle 
Der Bf Rostock Hbf ist ein relevanter Knotenbahnhof im Norden Mecklenburg-Vorpommerns. 
Er verknüpft die Regionalverkehre, die S-Bahn Rostock und den 
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) miteinander und bildet somit die Basis für die 
Sicherstellung durchgehender Reiseketten innerhalb des Verkehrsträgers Schiene. 

Weiterhin sichert der Bf Rostock Hbf, auch im Zusammenhang mit der örtlichen Rangier- und 
Behandlungsanlage (RABA), die systemrelevante Behandlung und Abstellung von 
Reiseverkehrszügen ab. 

Folgende Strecken tangieren den Bf Rostock Hbf: 

• Str. 6322: Stralsund – Rostock 

• Str. 6325: Neustrelitz – Rostock 

• Str. 6446: Bützow – Rostock 

• Str. 6449: Abzweig Warnowbrücke – Dalwitzhof Nordkopf 

• Str. 6921: Wismar – Rostock 
 

Der Baubereich ist per Straße über den Dalwitzhofer Weg erreichbar. 

Per Schiene ist der Baubereich über den Bf Rostock Hbf anfahrbar. 

0.1.2 Besondere Belastungen 
Es sind keine besonderen Belastungen bekannt. 

0.1.3 Vorhandene Anlagen 
Die zu elektrifizierenden Gleise A13 bis A17 sind Bestandteil der Reisezugabstell- und 
Behandlungsanlage des Bf Rostock Hbf kurz RABA Rostock. 

Die weiteren Gleise A1 bis A12 wurden bereits mit der Errichtung der RABA Rostock mit 
Oberleitung im Querfeldbauweise überspannt. 

Die RABA Rostock ist zur Abstellung und Behandlung von Reisezügen mit einer Vielzahl von 
Infrastrukturanlagen ausgestattet. Dazu zählen Bremsprobeanlage, Beleuchtungsanlage, 
Innenreinigungsanlage, Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung, Zugvorheizanlage 
usw. 

Westlich und parallel zum Gleis A1 verlaufen die Strecken 6325 (Neustrelitz - Rostock) und 
6446 (Bützow - Rostock) mit jeweils einem Gleis. 

Östlich der RABA befinden sich Werkshallen der DB Regio Instandhaltung Rostock mit u.a. 
einer Waschanlage, Abtau- und Fahrzeughalle. 

Südlich, hinter der Gartenanlage „Mooskuhle I“, befindet sich das Umrichterwerk Rostock 
sowie der Instandhaltungsstandort Dalwitzhof der DB InfraGO Fahrweg. 

 

0.1.3.1 Bahnkörper 

 Trassierung 
Die Gleise der RABA Rostock binden über die Weiche 511 in den Bf Rostock Hbf ein. 

Die Entwurfsgeschwindigkeit aller Gleise der RABA beträgt 25 km/h. 
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0.1.3.2 Tunnel 
Im Baubereich sind keine Tunnel vorhanden. 

0.1.3.3 Bahnübergänge 
Im Baubereich sind keine Bahnübergänge im Sinne der Ril. 815 vorhanden. 

Die Verkehrswege außerhalb und zwischen den Gleisen der RABA Rostock sind, durch 
mehrere innerbetrieblichen Überwege, miteinander verbunden. Eine öffentliche Nutzung 
erfolgt nicht. Es sind keine Sicherungsanlagen vorhanden. 

0.1.3.4 Ingenieurbauwerke 
Im Baubereich sind keine Ingenieurbauwerke vorhanden. 

0.1.3.5 Schallschutzwände (Lärmschutzanlagen) 
Im Baubereich sind keine Schallschutzwände vorhanden. 

0.1.3.6 Oberbau 
e n t f ä l l t 

0.1.3.7 Hochbauten 
Im direkten Baubereich am südlichen Ende des Gleises A17 befindet sich bahnrechts hinter 
dem Gleisabschluss die Verdichterstation für die Bremsprobeanlage. 

Des Weiteren befinden sich innerhalb der RABA Rostock weitere Trafostationen 
(Betonfertigteilstation) EZVA, 20-kV und EWHA. 

0.1.3.8 Personenverkehrsanlagen 
e n t f ä l l t 

0.1.3.9 Straßen und Wege 
Die Zufahrt zur RABA Rostock über eine öffentliche Straße erfolgt über den Dalwitzhofer 
Weg. 

Um die Gleisanlage der RABA herum sowie zwischen den Gleisen sind asphaltierte 
Verkehrswege für die Ver- und Entsorgung vorhanden. 

Der vorhandene Schichtenaufbau der Wegebefestigung ist derzeit nicht bekannt. Für die 
Planung wurde daher ein Aufbau aus Asphaltdeckschicht, Asphalttragschicht, 
Schottertragschicht und Frostschutzschicht angenommen. Ein Baugrundgutachten ist derzeit 
beauftragt und wird in der Ausführungsplanung zur Verfügung stehen. Die Erkenntnisse 
werden in die Ausführungsplanung einfließen. 

0.1.3.10 Tiefbau 

 Entwässerung 
Die Entwässerung erfolgt über eine vorhandene Tiefenentwässerung. 

In folgenden Bereichen ist eine Tiefenentwässerung vorhanden. 

• Gleis A1: bahnlinks unterhalb der Straße 

• Gleis A1/A2: in der Gleisgasse 

• Gleis A3/A4: in der Gleisgasse 
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• Gleis A5/A6: in der Gleisgasse 

• Gleis A7/A8: in der Gleisgasse 

• Gleis A9/A10: in der Gleisgasse 

• Gleis A11/A12: in der Gleisgasse 

• Gleis A13/A14: in der Gleisgasse 

• Gleis A15/A16: in der Gleisgasse 

• Gleis A17: bahnrechts zwischen dem Gleis und der Straße 
 

Zur Ableitung von Wasser aus der Verdichterstation ist eine Abwasserdruckleitung 
vorhanden. Laut den vorliegenden, aber unbestätigten Bestandsplänen verläuft die 
Abwasserdruckleitung bahnrechts vom Gleis A17 entlang der Außenkante der vorhandenen 
Straße. 

 Kabeltiefbau 
Im Planungsabschnitt befinden sich diverse Kabelführungssyteme. 

Eine Hauptkabelquerung befindet sich über die gesamte Bereite aller Gleise hinter den 
Gleisabschlüsse ca. km 111,7+55. Jeweils zwischen einem ungeraden und einem geraden 
Gleis (Bsp: A1/A2, A3/A4 usw.) ist ein Schacht angeordnet. Von den Schächten ausgehend, 
verlaufen Betonkabeltröge Gr. I zwischen den Gleisen bis zu den Weichen. 

Im Gleis- sowie Weichenbereich der RABA Rostock befinden sich weitere 
Kabeltrogabschnitte, Kabelschächte und Querungen. 

Die vorhandenen Bestandsunterlagen (Ivl) sind hinsichtlich des Kabeltiefbaus unvollständig. 
So fehlt z.B. die in der Örtlichkeit vorhandene Trogtrasse hinter der Straße entlang der 
Gleisabschlüsse Gl. A1 bis A17. Der Inhalt dieser Trogtrasse ist unbekannt. 

0.1.3.11 Anlagen der Leit- und Sicherungstechnik 
Die Bedienung der Weichen innerhalb der RABA erfolgt über EOW-Technik. 

Die Übergabe zwischen dem EOW-Bereich der RABA und dem Stellwerk Rostock Hbf erfolgt 
vom Stw. in die RABA über die Fahrwegstelltafel FT1 und in der Gegenrichtung über das 
Signal Rs 162. 

0.1.3.12 Anlagen der Telekommunikation 
e n t f ä l l t 

0.1.3.13 Elektrotechnische Anlagen für Bahnstrom 
Der Hbf Rostock wurde Mitte der 1980-er Jahre mit einer Oberleitungsanlage nach DR-M 
Richtlinien ausgerüstet. Die Fahrleitung ist hauptsächlich als Bauart Re 1 der deutschen 
Reichsbahn ausgeführt. Außerdem sind einige Kettenwerke auch in der Bauart Re 100 
vorhanden, da es immer wieder Anpassungen und Erweiterungen der Oberleitungsanlage in 
den letzten Jahren gegeben hat.  

So gab es Erneuerungen im Bereich der Bahnsteige 1 und 2 in den 1990-er Jahren.  

Ende der 2000-er Jahre wurde die RABA Rostock gebaut. Hier entstand eine 
Oberleitungsanlage nach Ebs in der Bauart Re100. Im Folgenden entstanden die neue 
Fahrzeughalle mit Deckenstromschiene und eine Abtauhalle. 

Die RABA Rostock ist eine Reisezugabstell- und behandlungsanlage mit 17 Gleisen (A1-A17). 
Von diesen 17 Gleisen sind die Gleis A1 bis A12 mit einer Oberleitungsanlage in der Bauart 
Re100 elektrifiziert. Die Gleise A13 bis A17 sind nicht elektrifiziert. 
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Neben Gleis A17 befindet sich das elektrifizierte Gleis 419 (Schaltgruppe 149). 

Im Folgenden ist ausschließlich die vorhandene OL-Anlage der RABA Rostock als Teil der 
gesamten Oberleitungsanlage des Hbf Rostock beschrieben: 

Die technischen Parameter der vorhandenen Oberleitungsanlage der RABA Rostock sind: 

Nennspannung  15 kV 

Nennfrequenz   16,7 Hz 

Kurzschlussstrom  IK“ < 15 kA 

Regelfahrdrahthöhe  FH = 6,00 m  

Regelsystemhöhe  SH = 1,80 m  

In der Anlage befinden sich vorwiegend Stahlwinkelmaste und Flachmaste nach Ebs. Die 
Längskettenwerke sind über Radspanner mit getrennten Abspannungen für Tragseil und 
Fahrdraht beweglich nachgespannt. 

Die Führung der Kettenwerke der Gleisharfe erfolgt in fünf großen Querfeldern, die die 
gesamte Gleisanlage der RABA überspannen. In der Einfahrt erfolgt die Kettenwerksführung 
an Einzelmasten mit Rohrschwenkauslegern, die teilweise auch an Mehrgleisauslegern 
angebracht sind. 

Sämtliche Gründungen sind Rammpfahlgründungen mit Betonpfahlkopf ausgeführt. 

Als Fahrdrahthöhe der RABA sind 6,00m einreguliert. 

Die Einspeisung der RABA erfolgt über die Speiseleitung Sl Df1 direkt aus dem Urw Rostock 
über den Speiseschalter S109. Die Gleise A1-A4 sind der Schaltgruppe 109 und die Gleise 
A5-A12 der Schaltgruppe 119 zugeordnet.  

Die OSE-Anlage im Hbf Rostock inkl. der RABA wird mittels Fernwirktechnik (Fabrikat SAT) 
gesteuert. Die vorhandenen OSE-Kabel sind in Al und Cu vorhanden. Im Bahnhof sind sie im 
Schienenstrang, in Erde und in Kabeltrögen und Schachtanlagen verlegt. Die HX1 
Klemmleiste befindet sich im Stw B1.  

Die Fernwirkanlage ist ausgelastet und nicht mehr erweiterbar. 

0.1.3.14 Elektrotechnische Anlagen für Licht- u. Kraftstrom 
Die elektrischen Anlagen der RABA Rostock werden von einer Trafostation T 5300/2 der DB 
Energie GmbH versorgt. 

Über eine NS-Versorgungsnetz der DB InfraGO Fahrweg (ehem. DB Netz) werden u.a. 
folgende Anlagen eingespeist. 

• Beleuchtung und Ausstattung der IRA 

• Gleisfeldbeleuchtungsanlage (in 2024 auf LED-Leuchten gewechselt) 

• Verdichterstation 

• Steuerspannung EWHA 

• Steuerspannung EZVA 

• Elektranten 
 

Zum Vorheizen und Klimatisieren der abgestellten Reisezüge sind drei EZVA-Trafostationen 
vorhanden, die ihre Energie aus der Oberleitung beziehen. 

Die vorhandene EWHA wird ebenfalls aus der Oberleitung gespeist. 
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0.1.3.15 Maschinentechnische Anlagen 
In der RABA ist eine Bremsprobeanlage inkl. Verdichterstation und Druckluftleitungsnetz 
vorhanden. 

0.1.3.16 Kabel und Leitungen Dritter 
Eine Abfrage von Kabeln und Leitungen Dritter ist im Rahmen der Entwurfsplanung nicht 
erfolgt. 

Die Ergebnisse aus der Abfrage Kabel und Leitungen Dritter aus dem Projekt Knoten Rostock 
– Bf Rostock Hbf sind in die Planung eingeflossen und, wenn im Baubereich relevant, 
dargestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass der Bestand aus nicht digitalisierten Plänen 
übernommen wurde und somit keine Gewähr für die Übereinstimmung mit dem tatsächlichen 
Bestand gegeben werden kann. 

0.1.3.17 Sonstige bauliche Anlagen und bauliche Anlagen Dritter 
Keine gesonderten Hinweise. 

0.1.3.18 Sonstige Anlagen der Ausrüstung 
e n t f ä l l t 

0.1.4 Verkehrsverhältnisse 
Gleisgebunden: 

Die für die Realisierung der Baumaßnahmen vorgesehenen betriebliche Sperrungen sind der 
Bauphasenplanung Anlage 3.4 zu entnehmen. 

Als Eingleisstellen stehenden die innerbetrieblichen Überwege in der RABA Rostock zur 
Verfügung. 

Straßengebunden: 

Der Baubereich ist über den Dalwitzhofer Weg erreichbar. 

Der AG übernimmt keine Gewähr in Bezug auf die Verfügbarkeit und die Nutzungsmöglichkeit 
öffentlicher Verkehrswege und -flächen außerhalb des vertraglichen Leistungsbereiches, 
insbesondere in Bezug auf die Nutzung von Über- und Unterführungen für vom AN 
vorgesehene Schwerlastverkehre. 

0.1.5 Freizuhaltende Flächen 
Es sind nur die als Baufeld sowie als BE- und Lagerflächen angegebenen Flächen zu nutzen 
(siehe Lagepläne Verkehrsanlagen in der Anlage 3.3). Flächen außerhalb der 
Baustelleneinrichtungsflächen sind freizuhalten bzw. nur nach vorheriger Abstimmung mit dem 
Straßenbaulastträger bzw. Eigentümer in Anspruch zu nehmen. 

Für den Verkehr freizuhaltende Flächen, die als Zuwegung zur Baustelle dienen, muss eine 
Einrichtung der Verkehrsführung und Verkehrssicherung durchgeführt werden. Die hierfür 
erforderliche verkehrsrechtliche Anordnung für die Einrichtung der Verkehrsführung und 
Verkehrssicherung hat der AN bei der zuständigen Verkehrsbehörde einen entsprechenden 
Antrag zu stellen. 

Die zu nutzenden Flächen sind vor Ort mit dem AG abzustimmen. Sollten Flächen genutzt 
werden, die nicht im Baustelleneinrichtungsplan aufgeführt sind, so hat der AN sich in 
Eigenregie um die Abstimmung mit den Eigentümern und Pächtern zu kümmern. Die Kosten 
hierfür sind einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet. Der landschaftspflegerische 
Begleitplan und die Auflagen der Behörden sind einzuhalten. 
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0.1.6 Transportwege 
Die Wahl der Transportwege obliegt dem AN. 

Die Zuwegung zur Baustelle erfolgt überwiegend über die Straße.  

Die Koordination der Materialtransporte auf der Baustelle, die Auswahl der Geräte und 
Baumaschinen etc. ist Sache des AN und auf die vorhandenen Verhältnisse anzupassen. 

Die Materialtransporte beim Abtransport von Rückbaumassen, beim Liefern von Baustoffen, 
Materialen, Geräten, Betriebsmitteln und Baubehelfen sind vom AN in einem Logistikkonzept 
zu beschreiben. 

Zufahrtsstraßen und Wege, die vorübergehend als Baustraßen in Anspruch genommen 
werden, müssen nach Fertigstellung der Maßnahme in ihren ursprünglichen Zustand 
zurückversetzt werden. 

0.1.7 bleibt frei 
 

0.1.8 bleibt frei 
 

0.1.9 Baugrund 
Der für den Umbaubereich zu Grunde liegende Geotechnischer Bericht (Vorabzug) ist der 
Anlage 3.5 zu entnehmen. 

0.1.10 Hydrologie 

0.1.10.1 Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete sowie Hochwassergefahren und -
risikogebiete 

0.1.10.2 Anforderungen zum Schutz von Gewässern 
Keine gesonderten Hinweise. 

0.1.10.3 Entwässerung 
Keine gesonderten Hinweise. 

0.1.10.4 Wasserhaltung 
Die Wasserhaltungen sind so zu betreiben, dass Verbrauch und Verlust des Grundwassers so 
gering wie technisch möglich sind. Nahgelegene Wassergewinnungsanlagen dürfen durch die 
Wasserhaltung nicht beeinträchtigt werden. Bei erforderlichen Grundwasserabsenkungen ist 
das entnommene Wasser vor Verunreinigungen zu schützen und, soweit wasserwirtschaftlich 
geboten, dem Grundwasserleiter wieder zuzuführen. Bei Einleitung in einen Gewässerkörper 
dürfen nachteilige Wirkungen auf die Gewässer nicht hervorgerufen werden. Für das 
Bauvorhaben geltende behördliche Vorgaben haben in jedem Fall Vorrang. 

0.1.10.5 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Anzeigen 
Für die ausgeschriebenen Leistungen nicht erforderlich. 
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0.1.11 Besondere umweltrechtliche Vorschriften/Hinweise 
Innerhalb des Baubereiches bestehen keine naturschutzfachlichen Schutzgebiete. Für weitere 
Hinweise siehe Tz. 0.1.13 

0.1.12 Besondere Vorgaben für die Entsorgung 
Die Regelungen von Bau- und Abbruchabfällen im Bauvorhaben und der Umgang mit diesen 
wird unter Punkt 0.2.15 beschrieben. 

0.1.13 Schutzgebiete oder Schutzzeiten 
Schutzzeiten 

Gesonderte Schutzzeiten sind für die Ausführungen der hier beschriebenen Leistungen nicht 
ausgewiesen. Es gelten die allgemeinen Vorgaben für Rodungen und Gehölzrückschnitte. 

Lärmschutz 

Einrichtung und Betrieb der Baustellen und Baustelleneinrichtungsflächen 

Gemäß § 22 Abs. 1 BImSchG sind die Baustellen und BE-Flächen als nicht 
genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind und 
unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 

Die Vorhabenträgerin hat Lärmbelästigungen für Anwohner durch Ausschöpfung aller 
geeigneten organisatorischen und technischen Maßnahmen zu mindern. 

Zum Schutz der Anwohner vor schädlichen Umwelteinwirkungen hat die Vorhaben-trägerin 
insbesondere bei der Einrichtung der Baustellen und BE-Flächen alle geeigneten Maßnahmen 
wie beispielsweise 

• sinnvolle Anordnung von lärmintensiven Maschinen 

• Aufstellen von Baumaschinen mit hohen Schallemissionen soweit wie möglich von 
schutzbedürftigen Immissionsorten weg 

• Ausnutzung der schallabschirmenden Wirkung von natürlichen und künstlichen 
Hindernissen (z.B. Bodenerhebungen, Gebäuden, Mauern); bewusste Anordnung von 
Containern, Bodenaushub oder Baumaterial 

• Verwendung von Schallschirmen, Schallschürzen und Schallschutzzelten zur 
Abschirmung besondere lauter Baumaschinen und -geräte zu nutzen. 

• Zum Schutz der Nachbarschaft vor Baulärm werden folgende Maßnahmen festgesetzt: 

• Es sind geräuscharme Bauverfahren und Baumaschinen zu verwenden. Dabei muss 
der Schallleistungspegel der eingesetzten Maschinen und Geräte dem Stand der 
Technik genügen, der sich an den Umweltkriterien der EU-Richtlinien und der 
32.BImSchV orientiert. 

• Bei besonders lärmintensiven Arbeiten sind alternative Bauverfahren zu prüfen. So 
sind beispielweise in Abhängigkeit von den konkreten Baugrundverhältnissen, anstatt 
der Rammarbeiten Pressverfahren anzuwenden. 

• Zur Minimierung der Dauer der Belästigungen sind lärmintensive Tätigkeiten zeitlich 
zusammenzulegen. 

• Sofern die für die einzelnen Baumaßnahmen prognostizierten hohen Pegel nicht durch 
andere Maßnahmen signifikant gesenkt werden können, ist eine Beschränkung der 
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Einsatzzeiten von lärmintensiven Baumaschinen auf die Tageszeit und die Begrenzung 
des gleichzeitigen Einsatzes mehrerer Baumaschinen zu prüfen. 

Die betrieblichen Sperrungen werden nur für Tageszeiten und nicht für Nachtzeiten 
angemeldet. (siehe Anlage 3.4) 

 

0.1.14 Schutzmaßnahmen 
Der AN hat dafür Sorge zu tragen, dass vorhandene Anlagen, Bauteile, Bauwerke, 
Verkehrsflächen, Vegetationsflächen und dergleichen mit der Durchführung der 
Baumaßnahme nicht beschädigt werden. Bäume sind z.B. durch Stammschutz zu schützen. 
Werden Grenzsteine und Wegekreuze durch die Baumaßnahme betroffen, so ist unverzüglich 
die Bauüberwachung des AG zu verständigen und alle erforderlichen Vorkehrungen zum 
Erhalt und zur Bergung dieser Objekte zu treffen. Grenzsteine und vermarkte Festpunkte sind 
generell zu sichern, ggf. durch Einmessen. Außerhalb des Baufeldes gelegene Messpunkte 
dürfen nicht gefährdet werden. 

Zum Schutz gegen Immission (Lärm, Staub usw.) hat der AN geeignete Maßnahmen nach den 
gesetzlichen Bestimmungen zu treffen. Die Kosten hierfür sind in die Einheitspreise der 
zutreffenden Leistungspositionen des vorliegenden Leistungs-verzeichnisses einzurechnen. 
Bei Nichtbeachtung gehen die Folgekosten zu Lasten des AN. 

0.1.15 bleibt frei 
 

0.1.16 bleibt frei 
 

0.1.17 Hindernisse 
Hindernisse stellen die unter 0.1.3 beschriebenen vorhandenen Anlagen dar. 

Durch den AN sind rechtzeitig vor Baubeginn umfangreiche Suchschachtungen zur 
Bestimmung des erdverlegten Kabel- und Leitungsbestandes (insbesondere der 
Abwasserdruckleitung am Gleis A17) durchzuführen. Grundlage hierfür sind die bereit 
gestellten Kabelbestandspläne der DB AG, die Informationen in den Lageplänen, die Angaben 
unter Punkt 0.1.3.16 und die vom AN im Rahmen seiner Informationspflicht bei Kabel- und 
Leitungsträgern ermittelten Bestände. 

0.1.18 Kampfmittel 
Im Vorfeld der bodeneingreifenden Maßnahmen hat die DB InfraGO AG den Bereich der 
Baustelle auf einen möglichen Kampfmittelverdacht vom zuständigen Kampfmittelräumdienst 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern untersuchen lassen. 

Nach Feststellung des zuständigen Kampfmittelräumdienstes hat sich ergeben, dass kein 
Kampfmittelverdacht besteht. 

Weitergehende kampfmitteltechnische Maßnahmen oder Arbeiten sind hiernach nicht 
vorgesehen. 

Sollten bei Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, 
sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und in der unmittelbaren 
Umgebung sofort einzustellen. 

Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung Mecklenburg-Vorpommern ist die Fundstelle der 
örtlich zuständigen Ordnungsbehörde bzw. dem Landesamt für Zentrale Aufgaben und 
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Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich 
anzuzeigen. 

 

0.1.19 Baustellenverordnung 
Keine besonderen Anmerkungen. 

0.1.20 Auflagen Dritter 
Vor Beginn von Gleis-, Abbruch-, Tief- und Erdbauarbeiten ist Lage, Art und Zustand 
vorhandener Ver- und Entsorgungsleitungen und Kabeltrassen im Baufeld festzustellen. 

Der AN hat vor dem Beginn der Tiefbauarbeiten eine erneute Leitungsauskunft von den 
Leitungsträgern einzuholen. Ggf. notwendige Verlegungen oder die Sicherung bestehender 
Kabel und Leitungen sind in Abstimmung mit den betroffenen Leitungsträgern auszuführen. 

Die jeweiligen Auflagen der Leitungsträger sind zwingend zu beachten und einzuhalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Arbeiten innerhalb der Leitungsschutzzonen sowie in 
Kabelnähe, die einschlägigen DIN, VDE-Vorschriften und die Unfallverhütungsvorschriften zu 
beachten sind.  

Soweit in den vorliegenden Unterlagen der Leitungsbestand nicht eindeutig dokumentiert ist, 
sind geeignete Suchverfahren nach den anerkannten Regeln der Technik durchzuführen. 
Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass die Leitungsträger über die Durchführung der 
Erdarbeiten gemäß der Vorlauffristen der Leitungsträger, mindestens jedoch 4 Wochen vor 
Baubeginn in Kenntnis gesetzt bzw. beteiligt werden. 

0.1.21 bleibt frei 
 

0.1.22 Vorarbeiten des AG 
Durch den AG werden im Vorfeld der Bauausführung Grünschnittarbeiten im Bereich der 
neuen Abspannmaste hinter den Gleisabschlüssen ausgeführt. 

Darüber hinaus gibt es keine gesonderten Hinweise. 

0.1.23 Arbeiten anderer Unternehmer 
Folgende andere Unternehmer sind zeitgleich im Bereich der Baustelle tätig: 

• AN für das Vergabepaket Oberleitung 

Vorgenannte Angaben schließen anderweitige Maßnahmen Dritter im Baubereich nicht aus. 

 

0.1.24 Besondere Auflagen 
Soweit in der Leistungsbeschreibung auf Technische Spezifikationen, z.B. nationale Normen, 
mit denen Europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Zulassungen, 
gemeinsame technische Spezifikationen, Internationale Normen, Bezug genommen wird, 
werden auch ohne den ausdrücklichen Zusatz: „oder gleichwertig“ immer gleichwertige 
Technische Spezifikationen in Bezug genommen. 
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0.2 Angaben zur Ausführung 

0.2.1 Bauablauf 
Der geplante Bauablauf ist dem Rahmenbauablaufplan gem. Anlage 3.5 zu entnehmen. 

Für die Durchführung von Arbeiten im Gefahrenbereich der Betriebsgleise sind Sperrpausen 
erforderlich. Die vorgesehenen Sperrzeiten für die Baumaßnahmen sind in der Anlage 3.5 in 
der Bauphasenplanung aufgelistet.  

Veränderungen der angemeldeten Sperrpausen sind nicht zulässig. Ein eventueller Bedarf 
von zusätzlichen Sperrpausen kann nur in Ausnahmefällen mit einem Vorlauf von mindestens 
33 Wochen angemeldet werden. Ein Anspruch des AN auf Gewährung zusätzlicher 
Sperrpausen besteht nicht. 

Ist bei den Bauarbeiten der Eisenbahnbetrieb gefährdet oder behindert, muss das betroffene 
Gleis bzw. der Arbeitsraum durch den Auftraggeber gesperrt oder entsprechend gesichert 
werden. 

Für diese Bauarbeiten sind zwingend Betriebs- und Bauanweisungen (Betren) erforderlich. 
Der jeweilige Betra-Antrag wird unter Angabe der Örtlichkeit und der geplanten Maßnahme 
durch die örtliche BÜW gestellt. Der AN hat jeweils alle notwendigen Angaben rechtzeitig 
(mindestens 10 Wochen vorher) zu liefern und bei der Antragstellung mitzuwirken. Eine 
gesonderte Vergütung hierfür erfolgt nicht, die Aufwendungen sind in die Einheitspreise 
einzurechnen.  

Betrieblich bedingte Änderungen von Sperrpausen sind möglich (z.B. Verspätungen, 
Bedarfszüge etc.). Der AN kann hieraus keine Mehrkosten ableiten. 

0.2.2 Erschwernisse 

• Das Bauvorhaben muss unter Aufrechterhaltung und ohne Gefährdung des 
Eisenbahnbetriebes durchgeführt werden. Während der Bauarbeiten ist stets der 
Regellichtraum bzw. der Gefahrenraum für Bahnfahrzeuge freizuhalten und es sind die 
nach den konkreten Umständen der Ausführung einschlägigen Vorgaben der 
technischen Regelwerke durchgehend zu befolgen. Arbeiten im Lichtraumprofil sind 
stets nur im gesperrten Gleis möglich.  

 

• Bei einem Einsatz von mobilen und stationären Baukränen, Betonpumpen, 
Hubsteigern und ähnlichem an bzw. in der Nähe von Anlagen der Infrastrukturbetreiber 
ist eine Krananweisung gemäß Anlage 3.0 abzuschließen. Gilt nicht für Schienenkrane. 
Diese Krananweisung, insbesondere die Anlage 5.1 zu dieser, enthält Auflagen bzw. 
Einschränkungen im Betrieb, die zu beachten sind. 
Krananweisungen sind jeweils min. 5 Wochen vor der geplanten Aufstellung des zu 
beantragenden Gerätes dem AG zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

 

• Zum Beginn und zum Ende jeder Sperrpause stehen jeweils 0,5 Stunden für 
zeitparallele Begleitarbeiten des AG bzw. für das Aus- und Einschalten der Oberleitung 
und Freigabe des Gleises nicht für die Ausführung von Leistungen durch den AN zur 
Verfügung, die nutzbare Sperrzeit für den AN reduziert sich hiermit entsprechend. 

 

• Im Baufeld der geplanten Baumaßnahmen befinden sich umfangreiche Kabelanlagen 
der Deutschen Bahn in Form von Kabelgefäßsystemen, Kabelquerungen aus 
Verrohrungen und Erdkabelverlegungen. Die Kabellage ist vor Baubeginn durch 
Suchschachtungen durch den AN festzustellen. 
Die Kabel sind durch Kennzeichnung (Auspflocken) zu sichern. 
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Die vorhandenen Kabelquerungen sollen nicht verändert werden. Die Tiefbaumaß-
nahmen sind hierauf abzustimmen. 

 

• Im Baubereich der geplanten Beleuchtungsanlage befinden sich 
Tiefenentwässerungen in Form von Rohren mit Filterpackungen und 
Entwässerungsschächten. Die Lage der Tiefenentwässerung und des Filterkörpers ist 
vor Baubeginn durch Suchschachtungen an jedem Maststandort durch den AN 
festzustellen. 
Veränderungen an der Tiefenentwässerung sind nicht zulässig. Die 
Tiefbaumaßnahmen sind entsprechend vorzusehen. 

 

• Generell hat der AN alle Zuarbeiten für die Erstellung von Baulärmprognosen während 
der Bauzeit dem AG bzw. dem vom AG beauftragten Baulärmverantwortlichen bzw. 
Gutachter zu übergeben. 
Dazu gehören die Anzahl, Art, Einsatzzeit und Einsatzort von Baumaschinen und 
Geräten. Die jeweiligen Emissionspegel der einzelnen Baumaschinen und Geräte sind 
zu benennen. 
 

• Sonn- und Feiertagsarbeiten sind bei Erfordernis durch den AN beim Landesamt für 
Umwelt und Soziales durch den AN zu beantragen. 

 

Die Aufwendungen für die vorgenannten Erschwernisse sind einzukalkulieren und werden 
nicht gesondert vergütet. 

 

0.2.3 Vorgaben aus dem SiGe-Plan 
Keine besonderen Anmerkungen, es gelten die Festlegungen der Ausschreibung im Übrigen. 

 

0.2.4 bleibt frei 
 

0.2.5 Kontaminierte Bereiche 
Keine besonderen Hinweise. 

 

0.2.6 Besondere Einrichtungen 

Baustelleneinrichtungs- und Bereitstellungsflächen: 

Die Baustelleneinrichtungs- und Bereitstellungsflächen sind vom AN durch einen 
umlaufenden Bauzaun wirksam gegen unbefugte Zutritte, Nutzungen o.ä. durch Dritte zu 
sichern, insbesondere außerhalb der Betriebs- und Arbeitszeiten entsprechend abzusperren.  

Aufwendungen zum Errichten, Vorhalten, Betreiben, Unterhalten, ggf. Umsetzen und 
Rückbauen des Bauzaunes und der notwendigen Sicherungseinrichtungen sind 
einzurechnen und werden nicht gesondert vergütet. 

Soweit die Baustelleneinrichtungsflächen gleichzeitig von anderen im Baubereich im Auftrag 
des AG tätigen Firmen in Anspruch genommen werden müssen, sind vom AN die 
erforderlichen Abstimmungen bezüglich der Inanspruchnahme und der gegen-seitigen 
Beeinflussung direkt mit diesen Firmen zu führen. Die Abstimmungen sind durch den AN 
eigenständig zu führen und werden nicht gesondert vergütet. 
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Der Aufbau der Baustraßen und der Baustelleneinrichtungsflächen ist während der 
Baudurchführung zu unterhalten. 

Der AN verpflichtet sich, an arbeitsfreien Tagen oder bei ein- oder mehrtägigen 
Arbeitsunterbrechungen die Baustelle zu kontrollieren. 

Die Kontrollen sind von fachkundigen Kräften auszuführen, die bei besonderen 
Vorkommnissen als Notdienst einsetzbar und in der Lage sind, gefahrdrohende Umstände 
zu erkennen und ggf. zu beseitigen. Diese Personen und deren Vertreter sind der örtlichen 
Bauüberwachung des AG‘s, wöchentlich durch den AN, namentlich mit Anschrift und 
Telefonnummer zu melden. Vor genannte Verpflichtung gilt für die Dauer der Bauzeit. 

Die für den AN erforderliche Baustellenbeleuchtung ist gemäß Arbeitsstättenverordnung 
aufzubauen, für die Dauer der Bauzeit vorzuhalten, zu betreiben, entsprechend dem 
Baufortschritt mehrfach umzusetzen und nach Ende der Bauzeit wieder abzubauen. 

Nach dem Abschluss der Baumaßnahme sind die durch die Baustelleneinrichtungsflächen 
und die Baustraßen bauzeitlich beanspruchten Flächen wieder in ihren ursprünglichen 
Zustand zu versetzen. 

Anfahrten über das Schienennetz sind rechtzeitig der „für den Baubetrieb zuständigen Stelle“ 
(Bauüberwachung / Betra-Antragstellung) und dem AG anzuzeigen. 

Der AN haftet für alle Schäden, die durch den Baustellenverkehr oder die Baumaßnahme 
insgesamt an Straßen und Wegen verursacht werden. Durch den Baustellenverkehr 
bedingte Verunreinigungen der Verkehrswege etc. sind durch den AN zu beseitigen. 

Für die Zufahrt zur Baustelle evtl. erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigungen sind 
vom AN einzuholen, mögliche Nutzungseinschränkungen sind zu beachten. 

Kabeltrassen und andere Einrichtungen dürfen nicht beschädigt werden und sind vom AN 
durch geeignete Maßnahmen ausreichend zu schützen. 

Generell hat der AN die für das Bereitstellen von Material, Maschinen und Geräten zusätzlich 
erforderlichen Flächen entsprechend seiner Bautechnologie eigen-verantwortlich zu 
beantragen. Die Kosten sind in die jeweiligen Positionen einzurechnen. 

Werden weitere oder größere Flächen benötigt, die nicht in den beigefügten Planunterlagen 
dargestellt sind, sind diese vom AN selbst zu beschaffen und die Kosten dafür zu 
übernehmen. 

Kosten für die Errichtung, Vorhaltung und den Rückbau von Energieversorgungs-
anschlüssen-, Wasser- und Abwasseranschlüsse sowie Telekommunikations- und 
Datenanschlüsse sind ebenfalls in die Einheitspreise der entsprechenden 
Baustelleneinrichtungspositionen einzurechnen. 

Grundsätzlich ist dabei zu beachten, dass sofern in den LV Positionen für 
Baustelleneinrichtung und Baustellenzuwegung die Angabe Dauer der Bauzeit verwendet ist, 
ist damit der Gesamtzeitraum des Projektes gemäß Rahmenbauablaufplan Anlage 3.5 
gemeint. 

 

Baustellenlogistik und Logistikplan 

Unter Berücksichtigung der vom AN zu erstellenden Planunterlagen wie Baustellen-
einrichtungsplan, Bauzeitenplan und detaillierte Bauzeitenpläne für Sperrpausen sowie des 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplanes hat der AN gemäß den verbindlichen Terminen / 
Fristen nach § 5 des Bauvertrags ein schriftliches Logistikkonzept vorzulegen. Mit der 
Vorlage des Logistikkonzeptes benennt der AN einen für das Logistikkonzept 
verantwortlichen Mitarbeiter. 
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Sind im Bauvertrag unter § 5.1.3 keine diesbezüglichen Vertragsfristen festgelegt, legt der 
AN den Entwurf des Logistikkonzeptes spätestens 14 KT nach Auftragsvergabe, die erste 
Vollversion spätestens 4 Wochen vor Baubeginn beim AG vor. 

Das Logistikkonzept ist insbesondere unter Berücksichtigung der vom AN zu erstellenden 
Baustelleneinrichtungsplanung, der detaillierten Bauzeitenplanung und des Weg–Zeit–
Diagramms in Sperrpausen aufzustellen. 

Es umfasst u. a. die textliche und zeichnerische Darstellung der Menge und Beschaffenheit 
der Baustoffe, der sonstigen Stoffe, Materialien und Bauteile auf der Baustelle, die detaillierte 
Darstellung der Gesamtanzahl der erforderlichen Transporte (Gleistransporte, Lkw-
Transporte etc.) zur Baustelle, auf der Baustelle und von der Baustelle, die Darstellung der 
zeitlichen Abfolge der Transporte zur Baustelle und auf der Baustelle, das Aufzeigen der 
Transportspitzen unter Berücksichtigung der Entflechtung der Transportspitzen zur 
Baustelle, auf der Baustelle und von der Baustelle, die Darstellung der Beschaffung der 
Baustoffe (z. B. Materialreservierungen, Liefertermine) und die zeitliche und räumliche 
Koordination des Baustoffflusses zur Baustelle, auf der Baustelle und von der Baustelle (z. 
B. Größe und Lage von Freiflächen für mögliche Zwischenlager und deren 
Geländeverhältnisse) sowie die Darstellung der jeweiligen Transportmittel unter Angabe der 
jeweiligen Hersteller, Typen, Leistungs-daten etc. 

Die vorgenannten Erfordernisse zur Darstellung gelten auch für alle Transporte / 
Abtransporte von Stoffen, Bauteilen etc. bezüglich mehrerer Baubereiche, wenn zeitgleich 
Arbeiten an verschiedenen Bereichen vorbereitet und / oder ausgeführt werden. 

Das Grundkonzept muss auf die Bauphasen abgestimmt, detailliert und entsprechend 
dargestellt werden. Die Schnittstellen zwischen den ausführenden Unternehmen / sonstigen 
Baubeteiligten sind darzustellen. 

Die Koordination und Kommunikation zwischen den Losen und Gewerken (eigene des AN 
und auch Dritte) ist zu beachten und technisch nachvollziehbar auszuweisen. Die Ergebnisse 
aus dem Logistikkonzept sind außerdem im Weg–Zeit–Diagramm in Sperrpausen (siehe 
Punkt 0.5.4 dieser Vorbemerkungen) darzustellen. 

Das Logistikkonzept wird vom AN mindestens monatlich, in Abhängigkeit vom Baufortschritt, 
vom Bauablauf und von der Komplexität der anstehenden Arbeiten auch in kürzeren 
Abständen aktualisiert, fortgeschrieben und dem AG 3-fach in Papierform und parallel als 
pdf-Datei (per E-Mail) übergeben. 

Eine Aktualisierung und Fortschreibung ist auch dann unabhängig von der monatlichen 
Aktualisierung und Fortschreibung erforderlich, sofern es zu Änderungen in der 
vorgesehenen Logistik, im Bauablauf oder anderer Umstände kommt und dadurch 
Auswirkungen auf das Logistikkonzept entstehen. 

Zusätzlich ist in jedem Fall eine aktualisierte Version des Logistikkonzeptes spätestens 10 
Wochen vor Beginn der Arbeiten in einem neuen Bauabschnitt / Baulos dem AG vorzulegen. 

Die Kosten für die Erstellung und Fortschreibung des Logistikkonzeptes sind in die dafür 
vorgesehenen Positionen des Leistungsverzeichnisses einzurechnen. 

0.2.7 Besondere Anforderungen an Gerüste 
Keine besonderen Hinweise. 

0.2.8 Mitbenutzung fremder Einrichtungen 
Keine besonderen Hinweise 
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0.2.9 Vorhaltung für andere Unternehmer 
Der BÜW des AG ist eine Fläche von min. 70 m2 der unentgeltlich zur Verfügung gestellten 
Baustelleneinrichtungs- und Bereitstellungsfläche für deren eigene Zwecke (insb. Container, 
Parkplätze) zur Verfügung zu stellen. Die Fläche muss zusammenhängend und mit LKW 
erreichbar sein. 

Die Fläche ist während der gesamten Leistungserbringungszeit des AN auf der Baustelle zur 
Verfügung zu stellen. 

 

0.2.10 bleibt frei 
 

0.2.11 bleibt frei 
 

0.2.12 bleibt frei 
 

0.2.13 Eignungs- und Gütenachweise 

0.2.13.1 Eignungs- und Gütenachweise für zugelieferte mineralische 
Ersatzbaustoffe (MEB) und Bodenmaterial  

Der AN wird auf das Inkrafttreten der sog. Mantel-Verordnung mit ihren wesentlichen 
Bestandteilen Ersatzbaustoffverordnung (EBV) und einer erheblich geänderten 
Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) zum 01.08.2023 hingewiesen. Bei der 
Umsetzung ist, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, folgendes zu beachten: 

Die EBV regelt die Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen (MEB) 
in technische Bauwerke und ersetzt die bislang geltenden Vorgaben der LAGA - Merkblätter 
bzw. spezielleren landesrechtlichen Regelungen. Bodenmaterial, welches in oder unterhalb 
eines technischen Bauwerkes eingebaut werden soll, ist als MEB zu betrachten und unterliegt 
ebenfalls der EBV.  

Die geänderte BBodSchV regelt den Einbau von Boden in, außer- oder unterhalb einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht oder in bodenähnlichen Anwendungen außerhalb von 
technischen Bauwerken. 

Daher ist die Umweltverträglichkeit für zugelieferte mineralische Ersatzbaustoffe auf Basis der 
Materialklassen der EBV und für zugeliefertes Bodenmaterial in bodenähnlichen 
Anwendungen auf Basis der Vorsorgewerte der BBodSchV nachzuweisen. 

Der AN hat 8 Wochen vor einem geplanten Einbau von Bodenmaterial in das Bauvorhaben 
oder von MEB in technische Bauwerke des Bauvorhabens die schriftliche Zustimmung des AG 
dazu einzuholen. Dem Antrag sind die Nachweise der Umweltverträglichkeit und der 
bodenphysikalischen Eignung des MEB beizufügen, bei einem Einbau in technische Bauwerke 
ist zusätzlich die technische Bauweise gemäß Anlage 2 + 3 EBV anzugeben.  

Die DB AG und die mit ihr verbundenen Unternehmen untersagen für ihre Bauvorhaben, 
Grundstücke und Anlagen generell den Einbau der in § 20 Abs. 1 EBV aufgeführten 
mineralischen Ersatzbaustoffe u.a. Kupol- und Hochofenschlacke, Hüttensand, Flug- und 
Kesselasche und Gießereirestsand. 
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Der zum Einbau vorgesehene zugelieferte Bodenaushub ist vom AN fachgerecht und getrennt 
nach Bodenarten zwischenzulagern, so dass sich die bodenphysikalischen Eigenschaften und 
die Bodenfunktionen nicht verschlechtern. 

Die Umweltverträglichkeit der MEB ist durch eine repräsentative chemische Analytik eines 
akkreditierten Labors nachzuweisen. Der AN hat für zugelieferte MEB auch die notwendigen 
bodenphysikalischen Untersuchungen, z.B. Verdichtungsfähigkeit, Verformungsmodul und 
Wasserdurchlässigkeit, durchzuführen. Der AG behält sich vor, bei fehlender Akkreditierung 
des Probennehmers bzw. des Labors eine bodenphysikalische Beurteilung durch ein 
akkreditiertes Labor abzufordern. 

Für den Nachweis der Umweltverträglichkeit von Neuschotter oder Recyclingschotter sowie 
PSS / FSS gelten neben der EBV die Anforderungen des DB- Regelwerks. 

Der AN hat die laufende Übereinstimmung des eingebauten Materials mit den vorgelegten 
Nachweisen zu gewährleisten, der AG behält sich stichprobenartige Kontrolluntersuchungen 
vor. Bei Nichteignung ist das Material vom AN ordnungsgemäß und für den AG kostenfrei zu 
entsorgen. 

Bezüglich der Einbaudokumentation und der Vor- und Abschlussanzeigen gem. EBV siehe 
Ziff. 0.2.15.10.4. 

Die Erstellung der Einbaudokumentation und ggf. der Anzeigen erfolgt grundsätzlich erst nach 
AG seitiger Freigabe des vom AN beantragten MEB-Einbaus. 

Die Übermittlung einer Vor- und Abschlussanzeige an die zuständigen Behörden ist 
erforderlich, wenn ein geplanter Einbau von MEB (inkl. Bodenmaterial) die nachfolgenden 
Kriterien erfüllt: 

1. Es soll Bodenmaterial mindestens BM-F0*, Baggergut mind. BG-F0*, 
aufbereiteter Gleisschotter mind. GS-1 oder aufbereitete RC-Baustoffe mind. 
RC-1 oder jeweils höherer Materialklassen in Wasser- oder 
Heilquellenschutzgebiete der Zone III oder höher eingebaut werden oder 
 

2. Es soll Bodenmaterial, Baggergut oder RC-Baustoffe der Klasse 3 (BM-F3, BG-
F3 oder RC-3) mit einer geplanten Einbaumenge ≥ 250 m³ eingebaut werden. 

 
Nach dem Ende des Einbaus ist für die o.g. Materialien im System ZEDAL eine 
Abschlussanzeige zu erstellen. 

0.2.13.2 bleibt frei 
 

0.2.14 Umgang mit gewonnenen Stoffen 
Das im Rahmen der Baumaßnahme auszuhebende Bodenmaterial ist selektiv abzutragen, um 
eine Vermischung unterschiedlichen Bodenmaterials zu vermeiden.  

Der zum Wiedereinbau im Bauvorhaben (am Herkunftsort) vorgesehene Bodenaushub ist 
fachgerecht und getrennt nach Bodenarten zwischenzulagern, so dass sich die 
bodenphysikalischen Eigenschaften und die Bodenfunktionen nicht verschlechtern.  

Der zum Wiedereinbau vorgesehene Bodenaushub unterliegt nicht dem Abfallrecht und bedarf 
gemäß der Bundesbodenschutzverordnung keiner chemischen Untersuchung, soweit nach 
Art, Menge, Schadstoffgehalten und physikalischen Eigenschaften des Materials sowie den 
Schadstoffgehalten am Einbringungsort das Entstehen einer schädliche Bodenverunreinigung 
nicht zu besorgen ist. Der AN hat mit dem AG abzustimmen, ob und in welcher Frequenz für 
dieses Material dennoch chemische Untersuchungen durchzuführen sind. Die notwendigen 
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bodenphysikalischen Untersuchungen für das wiedereinzubauende Material, sind in jedem 
Fall vom Auftragnehmer zu erbringen. 

Der AG behält sich vor, bei fehlender Akkreditierung des Probennehmers / Labors eine 
bodenphysikalische Beurteilung durch ein akkreditiertes Labor abzufordern. 

Der AN hat 14 Kalendertage vor dem geplanten Wiedereinbau von Bodenaushub die 
Zustimmung des AG einzuholen, dabei sind erforderlichen Nachweise der 
bodenphysikalischen und ggf. chemischen Eignung beizulegen. 

Der Wiedereinbau ist mit dem Vordruck M.01.02.15.03 Anlage 10 „Einbaudokumentation 
Boden und Ersatzbaustoffe“ zu dokumentieren. Die Dokumentation ist um die jeweiligen 
Analyseberichte zu ergänzen und unverzüglich der BÜW zu übergeben. 

Sofern der AN mit der Entsorgung von Bodenaushub und mineralischen Restbaustoffen des 
Bauvorhabens beauftragt ist, hat er den nicht im Bauvorhaben wieder einbaubaren 
Bodenaushub vorzugsweise in bodenähnlichen Anwendungen außerhalb des Bauvorhabens 
zu verwerten, ist dies nicht möglich, ist der Bodenaushub anderweitig ordnungsgemäß und 
schadlos zu verwerten oder gemeinwohlverträglich zu beseitigen.  

Plant der AN die Verbringung von Bodenaushub in andere Bauvorhaben oder von MEB in 
technische Bauwerke anderer Bauvorhaben, hat er dafür die schriftliche Zustimmung des AG 
einzuholen, parallel sind die entsprechende Einbaugenehmigung der zuständigen Behörde 
und die schriftliche Zustimmung des betroffenen Dritten vorzulegen.  

Bezüglich der Einbaudokumentation und den Vor- und Abschlussanzeigen gem. EBV siehe 
Ziff. 0.2.15.10.4. 

Die Erstellung der Einbaudokumentation und ggf. der Anzeigen erfolgt grundsätzlich erst nach 
AG seitiger Freigabe des vom AN beantragten MEB-Einbaus. 

Alle Aufwendungen für die vorgenannten Sachverhalte sind einzukalkulieren, es erfolgt keine 
gesonderte Vergütung. 

 

0.2.15 Abfallmanagement von Bau- und Abbruchabfällen 

0.2.15.1 Allgemeine Pflichten und Leistungen des Auftragnehmers 
Der Auftragnehmer richtet seine Leistung darauf aus, den Anfall von Bau- und Abbruchabfällen 
im Bauvorhaben zu minimieren, indem er z.B. durch selektiven Bodenabtrag und einen 
separierenden Rückbau gewährleistet, dass die im Bauvorhaben anfallenden Materialien und 
Abfälle sortenrein gewonnen und getrennt bereitgestellt werden. 

Der AN hat bei seinen Ausführungsunterlagen (z.B. Massenkonzept) und Baudurchführung, 
soweit rechtlich zulässig und wirtschaftlich vorteilhaft, die vorrangige Wiederverwendung von 
Boden und ggf. weiteren Stoffen im Bauvorhaben anstelle von Ausbau und Entsorgung 
umzusetzen. 

Nach Zuschlagserteilung hat der AN entsprechend frühzeitig mit den erforderlichen 
bodenphysikalischen Untersuchungen, soweit möglich unter Verwendung von 
Rückstellproben des AG, zu beginnen, um die Möglichkeiten zur Wiederverwendung des 
Materials abzuklären. 

Beim Antreffen von bisher nicht bekannten Bodenverunreinigungen und Altablagerungen ist 
der AN verpflichtet, die Bauarbeiten unverzüglich zu unterbrechen. Der betreffende Bereich ist 
zu sichern und es sind die vertragsabwickelnde Stelle, die BÜW und die Abfalltechnische 
Bauüberwachung zu informieren. 
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Sach- und Fachkundenachweise 

Der Auftragnehmer hat vor Ort auf der Baustelle einen Abfallverantwortlichen (i.S.d. § 59 
KrWG) mit der Qualifikation eines Abfallbeauftragten / Fachbauleiters zu stellen (vgl. entspr. 
LV-Position). Der Abfallverantwortliche muss über einen Sachkundenachweis für die 
Probenahme fester Abfälle gemäß LAGA PN 98 verfügen. 

Sofern der AN vom AG mit der Durchführung von chemischen Untersuchungen / 
Deklarationsanalysen beauftragt wird, hat er für die Probenahme einen unabhängigen und für 
die Art der Probenahme fach- und sachkundigen Probenehmer (LAGA PN98), für die Analytik 
und Gutachtenerstellung ausschließlich einen nach DIN EN ISO / IEC 17025 akkreditierten 
Nachauftragnehmer einzusetzen. 

Zur Vermeidung von Interessenkonflikten darf der AN Leistungen der Probenahme oder 
Bewertung von Analyseergebnissen (Prüfberichte) nicht an Nachunternehmer beauftragen, 
wenn diese gleichzeitig am Entsorgungsvorgang beteiligt sind, z.B. Entsorgungsunternehmen, 
Abfallmakler und Transportunternehmen. 

Der Auftragnehmer hat dem AG die für diese Tätigkeiten vorgesehenen Nachunternehmer 
unmittelbar nach Auftragserteilung, spätestens jedoch im Entsorgungskonzept AN, namentlich 
und unter Vorlage der notwendigen Fach- und Sachkundenachweise bzw. Zertifikate zu 
benennen. 

 

Entsorgungskonzept AN 

Der AN hat auf der Basis der Vergabeunterlagen und der Gegebenheiten des Bauvorhabens 
ein verbindliches, vorhabenbezogenes Entsorgungskonzept für die Baudurchführung gemäß 
der M.01.02.15.03 Anlage 8 „Mustergliederung Entsorgungskonzept AN“ zu erstellen. 

Über den ausgeschriebenen Analysenumfang hinaus erforderliche Parameter für die 
Abfalldeklaration sind mit Übergabe des Entsorgungskonzepts AN anzuzeigen und durch den 
AG zu genehmigen, für die Analytik nach EBV bzw. LAGA gelten dazu gesonderte Vorgaben, 
vgl. Kapitel 0.2.15.5. Über die vom AG genehmigten Parameter hinausgehenden Änderungen 
bzw. nachträgliche Änderungen auf Verlangen des AN werden nicht berücksichtigt und gehen 
zu seinen Lasten. 

Das Vorliegen eines bestätigten Entsorgungskonzeptes ist Voraussetzung für jegliche 
Wiedereinbau- oder Entsorgungsmaßnahmen. 

 

0.2.15.2 Definition Abfallerzeuger und Abfallbesitzer  

Abfallerzeuger gemäß KrWG § 3 Abs. 8 ist:  

 

DB InfraGO AG, Region Ost, 

Projektbezeichnung „Elektrifizierung RABA 
Rostock Gleise A13 bis A17“ 

Vertragsabwickelnde Stelle gem. Bauvertrag 

Abfallbesitzer gemäß KrWG § 3 Abs. 9 ist: der Auftragnehmer (AN) 

 

Der Abfallerzeuger ist für die Bau- und Abbruchabfälle, die unmittelbar aus der Baumaßnahme 
stammen (z.B. Oberbaumaterial, Bodenaushub, Bauschutt, Kabel, Schrott), rechtlich 
verantwortlich. Der Auftragnehmer wird für diese Abfälle Abfallbesitzer. Er wird vom 
Abfallerzeuger mit der Wahrnehmung bestimmter Aufgaben des Abfallerzeugers beauftragt. 

Die im Vorhaben anfallenden Bau- und Abbruchabfälle sind vom AN ordnungsgemäß 
(rechtskonform) und schadlos unter Einhaltung aller im Bauvertrag enthaltenen Vorgaben zu 



Projektbezeichnung: RABA Rostock Hbf A13 - A17, Verkehrsanlagen 
Vergabevorgangs-Nr.: … 
Vorbemerkungen/Baubeschreibung  Anlage 3.0.1 
 

 

Gültig ab 20.02.2026 (Revision 28) Seite: 21 von 43 

DB Offen / DB Open 

entsorgen, hierfür haftet der AN dem AG. Die Abfallerzeugereigenschaft und das Eigentum 
der DB / DB InfraGO AG an den Bau- und Abbruchabfällen des Bauvorhabens endet mit der 
Entsorgung. 

Der AN stellt sicher, dass die von Ihm mit dem Transport und der Entsorgung beauftragten 
Nachunternehmer zuverlässig, fachlich geeignet und rechtlich befugt sind, daher hat der AN 
für die Beförderung der Bauabfälle nur zugelassene Transporteure und für deren Entsorgung 
nur zertifizierte Entsorgungsfachbetriebe zu binden. Entsprechende Unterlagen sind 
unmittelbar nach Auftragserteilung, spätestens mit dem Entsorgungskonzept AN, an den AG 
zu übergeben.  

Der AN hat den AG unverzüglich über geänderte Annahmekriterien von Entsorgungsanlagen, 
den vorgesehenen Wechsel des Entsorgers bzw. der Entsorgungsanlage sowie über 
Abstimmungs- / Genehmigungserfordernisse mit den zuständigen Behörden zu informieren. 
Abstimmungen mit den Behörden erfolgen ausschließlich durch den AG. 

Der AN ist Abfallerzeuger und Abfallbesitzer gemäß §3 Abs. 8+9 KrWG für die Abfälle, die er 
u.a. durch Lieferungen sowie den Betrieb und die Unterhaltung der Baustelleneinrichtung 
erzeugt (z.B. Verbaumaterialien, Material zur Erstellung von Baustraßen, Verpackungen). 
Diese Abfälle sind von ihm selbständig und separat von den Abfällen des AG gemäß den 
einschlägigen Rechtsvorschriften zu entsorgen und werden nicht gesondert vergütet. Auf 
Anforderung sind dem AG Verbleibsnachweise für diese Abfälle in Kopie zu übergeben. 

 

0.2.15.3 Betrieb von Baustelleneinrichtungs- und Bereitstellungsflächen 
für Abfälle 

Der AN hat für alle vom AG zur Verfügung gestellten Baustelleneinrichtungs- und 
Bereitstellungsflächen inklusive Baustellenzufahrten ein Beweissicherungsverfahren nach 
BBodSchV für den anstehenden Unterboden durchzuführen. Da die Baustelleneinrichtungs- 
und Bereitstellungsflächen i.d.R. auf dem Unterboden aufbauen, sind die chemischen 
Bodenuntersuchungen zur Beweissicherung nach dem Abschieben und vor dem 
Wiederandecken des Oberbodens vorzunehmen. Der Analyseumfang ist mit dem AG vorab 
abzustimmen (siehe Wirkungspfade BBodSchV). Eine Bodenverschlechterung und eine ggf. 
daraus resultierende Bodenmelioration gehen zu Lasten des AN als Verursacher. 

Sofern der AN zusätzliche Flächen außerhalb der vom AG zur Verfügung gestellten, 
planfestgestellten oder anderweitig genehmigten Baustelleneinrichtungs- und 
Bereitstellungsflächen bzw. außerhalb der Baustelle / der Erstreckung der Bau- und 
Betriebsanweisung (BETRA) zur Bereitstellung oder Aufbereitung nutzen will, hat er 
selbständig die hierfür notwendigen privatrechtlichen und öffentlich - rechtlichen 
Genehmigungen (z.B. gemäß 4. BImSchV) einzuholen und diese dem AG vor der Nutzung 
nachweisfähig (z.B. Bescheid) vorzulegen.  

Der AN hat auch für diese Flächen einschließlich der Zufahrten ein 
Beweissicherungsverfahren nach BBodSchV durchzuführen.  

Sofern der AN auf o.g. baustellenfernen, nicht planfestgestellten Flächen mehr als 100 t nicht 
gefährliche bzw. mehr als 30 t gefährliche Abfälle bereitstellt (zwischenlagert) oder behandelt 
oder auf baustellennahen Flächen über einen längeren Zeitraum zwischenlagert oder 
behandelt, hat er gemäß 4. BImSchV vor Nutzungsbeginn eine Genehmigung der zuständigen 
Immissionsschutzbehörde zu beantragen.  

In Bezug auf die o.g. Flächen hat der AN dem AG auf Anforderung die für ein ggf. 
erforderliches Planänderungsverfahren beim Eisenbahnbundesamt oder einem sonstigen 
Genehmigungsverfahren der zuständigen Behörde notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen.  
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Alle mit den vorgenannten Anforderungen verbundenen Leistungen sind in das Angebot 
einzurechnen, es erfolgt keine gesonderte Vergütung. 

Die für die Bereitstellung von Abfällen und damit der Lagerung von wassergefährdenden 
Stoffen vorgesehenen Bereitstellungsflächen ohne Planfeststellung bzw. ohne direkten 
Baustellen-/ BETRA-Bezug sind vom Auftragnehmer auf Anordnung des AG als AwSV – 
Anlage mit entsprechenden Anforderungen (u.a. Eignungsfeststellung, 
Anlagendokumentation, Betriebsanweisung, Betriebstagebuch, Überwachungs- und 
Prüfpflichten) zu betreiben. 

 

0.2.15.4 Leistungen des AN zur Umsetzung der 
Gewerbeabfallverordnung 

Der Auftragnehmer hat die Anforderungen der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) 
einzuhalten. Die GewAbfV betrifft diverse nicht gefährliche Siedlungsabfälle (hausmüllähnliche 
Abfälle) des 20iger AVV- Nummernkreises z.B. Papier, Pappe, Glas sowie folgende nicht 
gefährlichen Bauabfälle:  

• AVV 170101 Beton 

• AVV 170102 Ziegel 

• AVV 170103 Fliesen u. Keramik  

• AVV 170107 gemischter Bauschutt  

• AVV 170202 Glas  

• AVV 170203 Kunststoff 

• AVV 170401 bis 170407 div. Metalle  

• AVV 170411 nicht gefährliche Kabel  

• AVV 170201 Holz  

• AVV 170604 Dämmmaterial  

• AVV 170302 Bitumengemische. 
 

Diese Abfälle sind vom AN grundsätzlich getrennt auszubauen, getrennt zu halten bzw. bereit 
zu stellen, zu befördern sowie vorrangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem 
Recycling zuzuführen. 

Eine Entsorgung von Gemischen der o.g. Abfälle ist unbedingt zu vermeiden. 

Sofern Gewerbeabfälle aus den gemäß GewAbfV zulässigen Gründen als Gemische anfallen, 
sind diese unverzüglich und nachweislich zur Auftrennung in die Teilfraktionen den dafür 
zugelassenen Aufbereitungsanlagen (Siedlungsabfälle) bzw. Vorbehandlungsanlagen 
(Bauabfälle) zuzuführen. 

Ist eine Abfalltrennung oder Aufbereitung technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht 
zumutbar, sind die Gemische möglichst hochwertig zu verwerten, ist auch dies nicht möglich, 
sind die Gemische ordnungsgemäß und gemeinwohlverträglich zu beseitigen. 

Als Nachweise über die Getrennthaltung, die abweichend erforderliche Vorbehandlung / 
Aufbereitung oder die abweichend erforderliche schadlose, hochwertige sonstige Verwertung 
hat der Auftragnehmer dem AG geeignete Dokumente, wie z.B. Haufwerkslagepläne, 
Probenahmeprotokolle einschließlich Fotodokumentation zu übergeben. In den Unterlagen 
sind die Abweichungen von den Vorgaben der GewAbfV unter Verwendung der Kategorien 
der GewAbfV nachvollziehbar zu dokumentieren und zu begründen, die Dokumente sind von 
der BÜW zu bestätigen und mit den zur Freigabe der Entsorgung der Gemische durch den AG 
eingereichten Entsorgungsnachweisen zu übermitteln und im eANV / e-Akte zu hinterlegen.  
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0.2.15.5 Systematik der zu vergebenden Entsorgungsleistungen für 
mineralische Bau- und Abbruchabfälle 

Der AG schreibt die im gegenständlichen Bauvorhaben zu erbringenden 
Entsorgungsleistungen von mineralischen Bau- und Abbruchabfällen (MBA) zur Verwertung 
über ein Leistungsverzeichnis aus, das sich an den in Anlage 1 Tab. 1 – 4 und Anlage 4 Tab. 
2.2 der der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) definierten Materialklassen bzw. Materialwerten 
orientiert, aber um zusätzliche Materialwerte erweitert wurde. Diese zusätzlichen 
Materialwerte sind erforderlich, um alle relevanten Schadstoffe zu erfassen und um die 
mineralischen Abfälle als gefährlich / nicht gefährlich einstufen und einer AVV-Nr. zuordnen 
zu können. Diese Regelung betrifft folgende Abfallarten: 

 

Abfallbezeichnung Abfallschlüssel 
AVV 

Materialklasse gemäß EBV  

Boden ≤ 10% mineralische 
Fremdbestandteile  

17 05 04 BM-0, BM-0* 

BG-0, BG-0* 

Boden > 10% u. ≤ 50% 
mineralische Fremdbestandteile 

17 05 04 BM-F0*, BM-F1, BM-F2, BM-F3 

BG-F0*, BG-F1, BG-F2, BG-F3 

Gleisschotter 17 05 08 GS-0, GS-1, GS-2, GS-3 

Beton(bruch) 17 01 01 

RC-1, RC-2, RC-3 

Ziegel 17 01 02 

Fliesen und Keramik 17 01 03 

Gemische aus Beton, Ziegeln, 
Fliesen und Keramik mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 170106 fallen 

17 01 07 

        BM-x: Bodenmaterial Materialklasse X mit ≤ 10% mineralische Fremdbestandteile 
        BM-Fx: Bodenmaterial Materialklasse X mit > 10% u. ≤ 50% mineralische Fremdbestandteile 

Die vereinbarte Leistungsbeschreibung und Vergütung stellen die vertragliche und 
abfallrechtliche Grundlage für die Erbringung der vereinbarten Entsorgungs- und 
Transportleistungen und ggf. Analytikleistungen des Auftragnehmers dar. Der AN hat dies bei 
der Vertragsgestaltung mit den von ihm gebundenen Ingenieurbüros/ Untersuchungsstellen 
sowie Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen und Beförderern zu berücksichtigen. 

 

Der AN hat alle mineralischen Bau- und Abbruchabfälle (MBA) je Haufwerk / Ausbaukubatur 
gemäß EBV zu untersuchen und im Sinn eines Vorschlages einzustufen und zu bewerten 
(siehe 0.2.15.9 Deklarationsanalytik). Die verbindliche Einstufung und Bewertung erfolgt durch 
den AG, damit sind die jew. Abfälle den entsprechenden Entsorgungspositionen im LV des 
Bauvertrages zuordenbar. 

Hat der AN mit den von ihm gebundenen Aufbereitungs- und Verwertungsanlagen 
Untersuchungen nach anderen Vorschriften, z.B. nach LAGA oder BBodSchV, vereinbart, hat 
er diese Leistungen in sein Angebot einzukalkulieren, es erfolgt keine gesonderte Vergütung. 

Der AG schreibt die im gegenständlichen Bauvorhaben zu erbringenden 
Entsorgungsleistungen von mineralischen Bau- und Abbruchabfällen zur Beseitigung (größer 
jew. Materialklasse 3 nach EBV) auf Grundlage der Deponieverordnung mit Positionen für die 
Deponieklassen I-III aus.  
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0.2.15.6 Umgang mit Rückbau- und Abbruchabfällen 
Die vom AN durchzuführenden Rückbau- und Abbrucharbeiten umfassen den Rückbau der 
vollständigen ober- und unterirdischen Bauwerkssubstanz, die Entkernung und Demontage 
der diversen, ggf. schadstoffhaltigen Baustoffe, Einrichtungsgegenstände, Installationen und 
Anlagen, den Transport und die fachgerechte Entsorgung aller anfallenden Abfälle und ggf. 
die Verfüllung der Baugruben mit unbelastetem Bodenaushub. 

Im Vorfeld der Rückbauarbeiten hat der AN zusammen mit dem Fachgutachter des AG bzw. 
mit der Bauüberwachung vor Ort eine Bestandsaufnahme der abzubrechenden Bausubstanz 
vorzunehmen, insbesondere wenn diese noch nicht auf ihre Zusammensetzung und mögliche 
Schadstoffbelastung untersucht wurde. Auffällige Bauteile mit Schadstoffverdacht, z.B. Öl- und 
Schmierstoffverunreinigungen, Teer- oder Bitumenanstriche, sind farblich zu kennzeichnen. 
Anschließend hat der Auftragnehmer Bau die erforderlichen Rückbau- und Abbrucharbeiten 
detailliert im Entsorgungskonzept zu beschreiben, vom AG übergebene Gutachten und 
chemische Analysen sind zu berücksichtigen. 

Vor dem eigentlichen Abbruch sind alle schadstoffhaltigen bzw. entsorgungsaufwendigen 
Materialien aus dem Bauwerk auszubauen und getrennt zur Entsorgung bereitzustellen. 
Anschließend ist der verbleibende Rohbau abzubrechen und sortenrein zur Entsorgung 
bereitzustellen. 

Alle Aufwendungen für die vorgenannten Sachverhalte sind in das Angebot einzurechnen, es 
erfolgt keine gesonderte Vergütung. 

Werden beim Rückbau der baulichen Anlagen zuvor unentdeckte, auffällige Bauteile mit 
Schadstoffverdacht (kontaminierte Baustoffe) vorgefunden, sind die Bauarbeiten unverzüglich 
zu unterbrechen, die betreffende Baustelle zu sichern und die Bauüberwachung sowie der für 
Umweltschutzbelange verantwortliche Mitarbeiter unverzüglich zu informieren.  

 

0.2.15.7 Umgang mit LST- und TK-Reststoffen sowie Schrott 
Die Wiederverwendung bzw. Verschrottung/Verkauf von nicht wieder verwendungsfähigen 
Eisen-, Stahl- und NE- Recyclingmaterial sowie LST- und Telekommunikations-
Restbaustoffen erfolgt durch den AG, die genannten Restbaustoffe verbleiben bis zum 
ordnungsgemäßen Abschluss der Entsorgung in dessen Eigentum. 

Der AN hat den Anfall dieser Materialien unter Angabe von Art, Menge, Größe und Anfallort 4 
Wochen vor dem geplanten Ausbau schriftlich beim AG anzuzeigen. Die Aufwendungen 
hierfür sind einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet. 

Zur Wiederverwendung bzw. Verschrottung/Verkauf vorgesehene Material ist durch den AN 
auf den zugewiesenen Bereitstellungsflächen bereitzustellen, von diesen Flächen erfolgt die 
Übernahme dieser Materialien durch einen vom AG benannten Empfänger.  

Vom AN ist der Verbleib aller Restbaustoffe in einer Tabelle gesondert nach Bauabschnitten 
zu dokumentieren. Die Aufwendungen hierfür sind einzukalkulieren und werden nicht 
gesondert vergütet. 

 

0.2.15.8 Haufwerksbildung und Bereitstellung 
Materialien zum Wiedereinbau bzw. Bauabfälle zur Entsorgung sind in sortenreinen 
Haufwerken aufzuhalden und bis zu einem Volumen von 500 m3 ordnungsgemäß 
bereitzustellen. 
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Dazu sind die anfallenden Materialien bzw. Bauabfälle nach ihrer zu erwartenden Belastung 

zu trennen. Unter Umständen ist die Bildung mehrerer Haufwerke auch bei geringen Aushub- 

oder Abbruchkubaturen erforderlich.  

Die Wahl der Haufwerksstandorte und deren Flächenbedarf hat der AN in eigener 

Zuständigkeit gemäß seiner Baustellenlogistik nach zeitlichen- und mengenmäßigem Anfall zu 

ermitteln.  

Die Haufwerke sind, spätestens nach der Verbringung auf die Baustelleneinrichtungs- und 

Bereitstellungsfläche, mit einem wetterfesten Schild, welches die Haufwerksbezeichnung 

(Haufwerksnummer, Anfallort, Ausbaudatum, etc.) angibt, dauerhaft zu kennzeichnen. Die 

Haufwerkseinstufung und -bewertung sind unmittelbar nach Erhalt der finalen 

Abfalldeklaration nachzutragen. 

Der AN hat die in Haufwerken bereitgestellten Materialien generell so zu sichern, dass 

Gefährdungen von Schutzgütern durch die Abfälle oder darin enthaltene Schadstoffe 

ausgeschlossen sind.  

Alle Abfälle mit der Einstufung ab LAGA Z 1.2 bzw. RC 2/ BM 2 gemäß EBV oder höher sind 

immer mit einer Oberflächenabdichtung aus mind. 0,4 mm starker reißfester HDPE-Folie 

gemäß nachfolgender Darstellung zu sichern. Das von der Oberflächenabdichtung anfallende 

unbelastete Niederschlagswasser ist abzuleiten. 

Bei allen nach Landesrecht als gefährlich eingestuften Abfällen ist zusätzlich eine entspr. 

HDPE-Folie gem. nachfolgender Abbildung zur Untergrundabdichtung vorzusehen. 

Alternativ zu der beschriebenen Untergrundabdichtung mit HDPE-Folie ist die Nutzung eines 

mit Bitumen oder Beton befestigten / versiegelten Untergrundes einschließlich einer 

Entwässerung der Fläche möglich. 

 

 
 

Für alle Haufwerke hat der Auftragnehmer dem AG folgende Dokumente zu übergeben:  

• Aushubprotokoll mit Angaben zu Bezeichnung, Lage, Ortsbeschreibung (Damm, 
Strecke, Bauwerk usw.), Materialart sowie Art und geschätzter Anteil von 
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Fremdbestandteile (Schotter, Bauschutt, Wurzeln etc.), Auffälligkeiten (Färbung, 
Geruch usw.),  

• Fotodokumentation, 

• Lageplan der Haufwerke mit Angabe der Bezeichnung, Materialart und Menge, 

• Mengen-/Kubaturermittlung (durch AN im Beisein der BÜW oder des Fachgutachters 
des ANs vorzunehmen). 
 

Die zuvor beschriebenen Leistungen sind bei der Kalkulation zu berücksichtigen und werden 
nicht gesondert vergütet. 

 

0.2.15.9 Deklarationsanalytik 
Alle im Bauvorhaben anfallenden Materialien einschließlich Altschotter sind durch den AN zum 
Zweck der Deklaration kontinuierlich baubegleitend chemisch zu untersuchen. Dabei sind die 
aktuellen Vorschriften auf Bundesebene sowie des jeweiligen Bundeslandes, die Herkunft des 
Materials und die Vorgaben des Bauvertrages zu berücksichtigen. 

Für Probenahme, Analytik und gutachterlichen Bericht hat der AN ein für diese Tätigkeiten 
nach DIN EN ISO / IEC 17025 akkreditiertes Institut zu binden, dass durch eine zugelassene 
Akkreditierungsstelle zertifiziert wurde. 

Die Probenahme hat gemeinsam vom AN und der Fachbauüberwachung Abfall zu erfolgen. 
Der AN gibt die jeweiligen Termine für die Probenahmen mit mind. 5 Arbeitstagen Vorlaufzeit 
beim AG und der Fachbauüberwachung Abfall bekannt. 

Dem AG ist zu jeder Analyse unaufgefordert ein gutachterlicher Untersuchungsbericht 
insbesondere mit folgenden Bestandteilen zu übergeben: 

• abfalltechnische Bewertung (z.B. Materialklasse) und abfallrechtliche Einstufung (z.B. 
Abfallschlüssel) der Einzelwerte sowie der jeweiligen Gesamtprobe 

• aussagefähiges Probenahmeprotokoll mit Angaben zur Lage, Bezeichnung und 
geschätzten Volumens des jeweils beprobten Haufwerks 

 

Der AG behält sich vor, bei fehlender Akkreditierung eine Analytik durch ein akkreditiertes 
Labor abzufordern bzw. parallel ein weiteres Labor mit Kontrollanalysen zu beauftragen. 

Eine Beprobung mineralischer Stoffe im eingebauten Zustand (in situ) und ein direkter Aushub 
und eine Abfuhr ist nur nach schriftlicher Zustimmung des AG zulässig. Der AN hat zuvor ein 
geeignetes in situ-Beprobungskonzept zur Prüfung und Freigabe durch den AG mindestens 4 
Wochen vor dem avisierten Probenahmetermin vorzulegen. Darin ist die Notwendigkeit der in 
situ-Beprobung zu begründen und es sind die virtuellen Haufwerke zu beschreiben (Herkunft, 
Art und Anzahl der Einzelentnahmen und Mischproben) und in geeigneter Form zu 
visualisieren. Die Beprobung und der Ausbau der Materialien hat gemäß des freigegebenen 
Beprobungskonzeptes unter kontinuierlicher Begleitung durch die Fachbauüberwachung 
Abfall und den Abfallbeauftragten des AN zu erfolgen. 

 

0.2.15.10 Elektronische Nachweisführung über die Entsorgung von 
Abfällen 

Das Nachweisverfahren besteht grundsätzlich aus der Vorabkontrolle der Zulässigkeit des 
Entsorgungsweges (z.B. Anlagengenehmigung, Efb-Zertifikat, etc.) und der Verbleibskontrolle 
über die ordnungsgemäß durchgeführte Entsorgung (Transportpapiere als 
Verbleibsnachweise).  
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Für alle im Bauvorhaben anfallenden gefährlichen und nicht gefährlichen Bau- und 
Abbruchabfälle ist eine Nachweisführung über die Entsorgung im elektronischen 
Abfallnachweisverfahren (eANV) zu gewährleisten. 

Der AN, dessen Abfallverantwortlicher und die von ihm beauftragten Nachunternehmer sowie 
Abfallbeförderer und Entsorger haben aktiv an der Vorbereitung und Durchführung des 
Nachweisverfahrens im eANV mitzuwirken.  

Die projektspezifische Ausgestaltung und das Zusammenwirken zwischen AN und AG sind im 
Entsorgungskonzept des AN auf der Basis der M.01.02.15.03 Anlagen 7 „Aufgabenverteilung 
Abfallmanagement“ und 12a „Leitfaden zur Realisierung des elektronischen 
Nachweisverfahrens (eANV) für nicht gefährliche Abfälle im ZEDAL“ zu beschreiben und vom 
AG zu bestätigen. 
Der AN hat innerhalb von 14 Werktagen nach Vorliegen der Genehmigung des 
Entsorgungsweges (Entsorgungsnachweis EN/VN) mit der Entsorgung der bereitgestellten 
Abfälle zu beginnen. 

 Technische Voraussetzungen für das elektronische 
Abfall-Nachweis-Verfahren 

Vom Auftragnehmer sind folgende eANV - Zugänge und anwendungsbereite 

Geräteausstattungen für den Abfallbeauftragten / Bevollmächtigten des AN und die Beförderer 

auf der Baustelle zur Verfügung zu stellen. Die Ausstattung und die Zugänge sind im 

Entsorgungskonzept des AN zu dokumentieren: 

• Gebräuchliche Computerhardware inkl. DSL-Verbindung (Internet) oder gleichwertig 

• Abfallerfassungssoftware inklusive eigenständigem Zugang, kompatibel zur Zentralen 

Koordinierungsstelle der Länder (ZKS) 

• Optional, nach Abstimmung mit dem AG: Kartenlesegeräte incl. Treibersoftware mit 

Zulassung der Bundesnetzagentur zur qualifizierten Signatur abfallrechtlicher 

Dokumente durch BÜW und Beförderer (Signaturarbeitsplatz)  

 

Sofern die vom AN beauftragten Beförderer und / oder Entsorger (NAN) nicht am 

elektronischen Nachweisverfahren über nicht gefährliche Abfälle mitwirken, hat sich der AN 

entweder als „Sonstiger Beteiligter“ oder als Bevollmächtigter einen eigenen Zugang zu einem 

geeigneten eANV-System (Provider) inkl. ZKS-Postfach zu schaffen und zusätzlich folgendes 

zu gewährleisten: 

• Ausstattung und Schulung der örtlichen Mitarbeiter des AN mit persönlichen 

Signaturkarten nach digitalem Signaturgesetz 

• Nachweis der abfallrechtlichen Qualifikation der signaturberechtigten Mitarbeiter 

• Erfassung der Entsorgungsvorgänge im eANV in der Rolle der nicht mitwirkenden 

Beförderer / Entsorger gemäß Anlage 12a „Leitfaden zur Realisierung des 

elektronischen Nachweisverfahrens (eANV) für nicht gefährliche Abfälle im ZEDAL“ 

zum M.01.02.15.03. 

 

Die DB InfraGO AG verwendet als eANV-System das Programm „ZEDAL“ der 

„Abfallmanagement Datenverarbeitungs AG“ Recklinghausen. Zur Vereinfachung der 

Arbeitsabläufe wird dem AN empfohlen, sich für einen Zugang zur ZEDAL - Portallösung 

anzumelden. 

 Vorab- und Verbleibskontrolle für gefährliche Abfälle 
Vorabkontrolle 
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Das Nachweisverfahren für gefährliche Abfälle beinhaltet grundsätzlich eine Beteiligung der 
zuständigen Abfallbehörde im Wege der behördlichen Bestätigung bzw. Kenntnisnahme des 
Entsorgungsnachweises.  

Der EN für gefährliche Abfälle besteht im eANV aus folgenden Dokumenten: 

• Deckblatt des Entsorgungsnachweises (DEN) 

• Verantwortliche Erklärung des Abfallerzeugers (VE) 

• Untersuchungsbericht / Deklarationsanalyse (DA) in Dateiform 

• ggf. Ergänzendes Formblatt für die Beauftragung / Bevollmächtigung / Andienung 

(EGF) 

• Annahmeerklärung des Entsorgers (AE) und 

• behördliche Bestätigung (Genehmigung) der für die Entsorgungsanlage zuständigen 

Abfallbehörde (BB). 

 

Der AN hat dem AG mindestens 4 Wochen vor dem geplanten Entsorgungstermin mitzuteilen, 
dass ein Entsorgungsnachweis für die Entsorgung gefährlicher Abfälle oder von POP-Abfällen 
benötigt wird und dazu folgende Dokumente vorzulegen bzw. im eANV einzustellen: 

• die Deklarationsanalysen mit gutachterlichem Bericht und Probenahmeprotokoll 

• die Anlagengenehmigungen, z.B. Entsorgungsfachbetriebszertifikat oder BImSch-

Genehmigung der vorgesehenen Entsorgungsanlagen,  

• das EfB-Zertifikat bzw. die Beförderungserlaubnis des Beförderers nach § 54 KrWG für 

die Beförderung von gefährlichem Abfall  

Durch den AG wird anschließend der elektronische Entsorgungsnachweis im eANV erstellt. 
Der AG beauftragt den AN durch Ausfüllen des sog. Ergänzenden Formblatts (EGF) mit der 
Gebührenübernahme für das Genehmigungs- / Andienungsverfahren für die durch den AN zu 
entsorgenden Abfälle. Dazu hat der AN das EGF vor dem AG elektronisch zu signieren. 

Nach Vorliegen aller Dokumente signiert der AG die Verantwortliche Erklärung (VE) und 
übermittelt diese elektronisch an den vom AN benannten Entsorger. Dieser füllt die 
Annahmeerklärung (AE) aus und signiert diese, anschließend erfolgt die elektronische 
Übermittlung an die Behörde zur Genehmigung (Grundverfahren) bzw. zur Kenntnis 
(privilegiertes Verfahren). 

Die Nutzung von Sammelentsorgungsnachweisen für gefährliche Abfälle und für POP-Abfälle 
durch den AN ist nur nach schriftlicher Zustimmung des zuständigen Teamleiters 
Umweltschutz zulässig. 

 

Verbleibskontrolle  

Der AN hat beim verantwortlichen Bauüberwacher rechtzeitig seinen Bedarf an 
Transportdokumenten (BS, ÜS) anzumelden und die behördliche Nummer des Beförderers 
mitzuteilen (Voraussetzung für die elektronische Dokumentenübermittlung). 

Anschließend erstellt die zuständige BÜW in Abstimmung mit dem AG das elektronische 
Mustertransportdokument und generiert daraus die benötigte Anzahl von elektronischen 
Begleitscheinen und signiert diese. 

Die im Auftrag des AN tätigen Abfallbeförderer haben die Transportdokumente bei 
Abfallübernahme auf der Baustelle elektronisch zu signieren. 

Sofern die Signatur der Beförderer abweichend davon erst unmittelbar vor Abfallübergabe 
beim Entsorger erfolgen soll, ist hierzu mit dem AG eine gesonderte schriftliche Vereinbarung 
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nach § 19(2) NachwV zu treffen M.01.02.15.03 Anlage 13 „Vereinbarung über die verspätete 
Signatur des Abfallbeförderers“. 

Bei Verwendung eines Sammelentsorgungsnachweises ist der Übernahmeschein vom 
Beförderer/Entsorger auf die Abfallerzeugernummer des AG auszustellen und dem AG 
elektronisch zu übermitteln. 

 Vorab- und Verbleibskontrolle für nicht gefährliche 
Abfälle 

Vorabkontrolle 

Der Entsorgungsnachweis über die Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle im eANV besteht aus 
den gleichen Dokumenten wie der EN für gefährliche Abfälle, ausgenommen das Ergänzende 
Formblatt (EGF) und die Behördliche Bestätigung (BB). 

Zur Vorbereitung der Entsorgung nicht gefährlicher Abfälle hat der AN folgende Dokumente 
vorzulegen bzw. im eANV einzustellen: 

• die Anlagengenehmigungen (Entsorgungsfachbetriebszertifikat / BImSch-

Genehmigung) der vorgesehenen Entsorgungsanlagen und  

• das EfB-Zertifikat bzw. die Anzeige des Beförderers nach § 53 KrWG bzw. für die 

Beförderung von ngA 

• Untersuchungsbericht / Deklarationsanalyse (DA) in Dateiform 

und zur Vervollständigung und Signatur an den AG elektronisch zu übermitteln.  

Auf Basis dieser Angaben erstellt der AG den Vereinfachten Entsorgungsnachweis im eANV, 
signiert die VE und leitet den Vereinfachten Entsorgungsnachweis an den vom AN 
beauftragten Entsorger weiter. Der Entsorger erstellt und signiert die Annahmeerklärung, 
damit ist der VN vollständig. 

Nimmt der Entsorger nicht am elektronischen Nachweisverfahren für nicht gefährliche Abfälle 
teil, hat der Auftragnehmer die vom Entsorger unterschriebene Annahmeerklärung einzuholen 
und dem AG zu übermitteln bzw. der vorausgefüllten AE als Anhang beizufügen (sofern der 
AN mit der Erstellung des VN beauftragt ist). Anschließend wird die Annahmeerklärung vom 
AG mit folgendem Zusatz signiert: „ENT nimmt nicht am eANV für ngA teil, AE wird als Datei 
beigefügt. Signiert für den ENT: DBxy, siehe Original-AE im Anhang.  

Sofern der AN nicht gefährlichen Bodenaushub zur Verwertung in gesonderte Maßnahmen 
z.B. in andere Baustellen oder landwirtschaftliche Flächen verbringen will, hat er für die 
Vorabkontrolle einen Vereinfachten Entsorgungsnachweis (VN) zu verwenden und als Anhang 
die aktuelle Einbaugenehmigung der zuständigen Bodenschutzbehörde für das Material 
beizufügen. Die Verbleibskontrolle erfolgt mittels elektronischem Registerbeleg (ZEDAL). 

 

Verbleibskontrolle 

Der Transport der Abfälle hat direkt und nur zu den freigegebenen Entsorgungsunternehmen 
gemäß Entsorgungsnachweis zu erfolgen. Eine Abweichung bedarf in jedem Fall der 
vorherigen Zustimmung des AG. 

Für die elektronische Verbleibskontrolle für nicht gefährliche Abfälle (ngA) sind Registerbelege 
(RB) zu verwenden. Der AN hat beim verantwortlichen Bauüberwacher seinen Bedarf an RB 
mindestens 3 Arbeitstage vorher anzumelden und die behördliche Nummer des Beförderers 
mitzuteilen (Voraussetzung für die elektronische Dokumentenübermittlung). 
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Anschließend erstellt die zuständige BÜW in Abstimmung mit dem AG das 
Mustertransportdokument (Registerbeleg), generiert daraus die benötigte Anzahl 
elektronischer Registerbelege und signiert diese. 

Sofern die beauftragten Beförderer (BEF) und / oder Entsorger (ENT) nicht an der 
elektronischen Verbleibskontrolle für nicht gefährliche Abfälle teilnehmen, hat der AN die 
entsorgten Abfallmengen auf der Grundlage vorliegender Wiegenoten (Lieferschein nur nach 
Rücksprache mit dem AG) zu erfassen und den Registerbeleg in der Spalte des Beförderers 
und Entsorgers qualifiziert zu signieren. Der BEF hat unmittelbar bei Übernahme des Abfalls 
den Registerbeleg zu signieren. Der ENT hat spätestens 10 Tage nach Annahme des Abfalls 
zu signieren. 

Wird ein Registerbeleg für größere Chargen als die Transportmenge eines LKW erstellt und 
sind unterschiedliche Beförderer tätig, ist die Abfuhr des Abfalls von der Baustelle und die 
Übernahme durch den Entsorger nur durch die Signatur des Abfallerzeugers / BÜW und des 
Entsorgers auf dem Registerbeleg nachzuweisen, die Signatur des Beförderers entfällt. Die im 
Registerbeleg einzutragende Abfallmenge ist dabei aus der Gesamtmenge der in den 
Wiegescheinen erfassten Abfallmenge zu errechnen. 

Als direkter Nachweis für die erfolgte Abfallübernahme auf der Baustelle hat der AN hat die 
von ihm beauftragten Beförderer zu veranlassen, die erforderlichen Registerbelege als 
Papierausdruck zur Abfallübernahme auf die Baustelle mitzubringen, darauf die Übernahme 
zu quittieren und den unterschriebenen RB-Ausdruck der BÜW zu übergeben. 

Auf den Verbleibsnachweisen bzw. entsprechenden Zusatzdokumenten hat der AN auch die 
Dokumentationsanforderungen gemäß der Gewerbeabfallverordnung niederzulegen. 

Der aktualisierte Entsorgungsstand aller Haufwerke ist binnen 5 Arbeitstagen in einer 
Haufwerksliste zu überführen und an die BÜW und den AG (zur Verbleibskontrolle) zu 
übergeben. 

 Anzeige- u. Dokumentationspflichten gemäß 
Ersatzbaustoffverordnung 

Soweit der AN bauvertraglich mit der Erstellung der obligatorischen Einbaudokumentation und 
ggf. erforderlichen Vor- und Abschlussanzeigen für den MEB-Einbau nach EBV beauftragt ist, 
hat er die für den Einbau von MEB in technische Bauwerke der DB oder den Einbau von nicht 
aufbereitetem Bodenmaterial in Bauwerke von Dritten notwendigen elektronischen 
Dokumente, z.B. Lieferscheine und je nach Beauftragung weitere Dokumente, im System 
ZEDAL elektronisch zu erstellen bzw. zu vervollständigen, und ggf. auch erforderliche Vor- 
und Abschlussanzeigen bei den zuständigen Behörden zu tätigen.  

Die Erstellung des Deckblattes oder der Voranzeige erfolgt grundsätzlich erst nach AG-seitiger 
Freigabe des vom AN beantragten MEB-Einbaus.  

Für jede angelieferte Charge eines MEB, die in eine technische Bauweise eines Bauwerkes 
eingebaut wird, ist ein separater elektronischer Lieferschein zu erstellen. Als 
zusammenfassendes Dokument für jeden Satz gleichartiger Lieferscheine hat der AN ein 
elektronisches Deckblatt im ZEDAL zu befüllen bzw. zu erstellen. Sofern für den MEB-Einbau 
eine Vor- und Abschlussanzeige erforderlich wird, ersetzen diese das Deckblatt. Der Muster-
Lieferschein und die einzelnen Lieferscheine werden aus der Voranzeige generiert.  

Abhängig vom Bauvertrag obliegen dem AN ggf. weitere Melde- und Übergabepflichten 
gegenüber von Behörden, dem AG oder Dritten. 
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0.2.15.11 Abrechnung von Entsorgungsleistungen  
Für die Abrechnung von Entsorgungsleistungen sind alle rechnungsbegründenden Unterlagen 

unaufgefordert einzureichen, insbesondere: 

• Kopie des vollständig ausgefüllten und signierten abfallrechtlichen 

Verbleibsnachweises aus ZEDAL wie beschrieben 

• Wiegescheine aus Nettoverwägung auf geeichter, stationärer Waage (Mindestinhalt: 

Anfallstelle, Transportpapiernummer, Haufwerksnr., amtl. Kennzeichen) 

• Mengennachweis auf der Baustelle (jeweils alternativ): 

- Volumenermittlung von Haufwerken, 

- Volumenermittlung Baugrube, 

- Nettoverwiegung auf der Baustelle, 

- Zählprotokoll. 
 

Die prüfbare Abrechnung der Leistung setzt voraus, dass alle rechnungsbegründenden 
Unterlagen vorliegen. 
Auf die Regelungen zu Ziff. 20.2 ff der ZVB-DB wird hierbei nochmals hingewiesen. 

 

0.2.15.12 Beförderungserlaubnis / Transportgenehmigungen 
Für die Beförderung von gefährlichen Abfällen über öffentliche Verkehrswege zur 
Bereitstellungsfläche oder zur Entsorgungsanlage benötigt der Abfallbeförderer eine 
Beförderungserlaubnis nach § 54 KrWG bzw. der Beförderungserlaubnisverordnung (BefErlV; 
ersetzt TgV). Hiervon ausgenommen sind öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger oder 
Entsorgungsfachbetriebe, soweit sie für diese Tätigkeit zertifiziert sind.  

Die mit dem Transport gefährlicher Abfälle befassten Beförderer müssen für den 
Leistungszeitraum über eine Zertifizierung zum Entsorgungsfachbetrieb nach § 56 und 57 
KrWG bzw. über eine vergleichbare europäische Qualifizierung (Einhaltung der Anforderungen 
der Entsorgungsfachbetriebeverordnung (EfBV)) oder über eine Transporterlaubnis nach § 54 
KrwG verfügen. 

Für den Transport von nicht gefährlichen Abfällen müssen die Beförderer für den 
Leistungszeitraum eine Anzeige gemäß § 53 KrWG an die zuständige Behörde vorgenommen 
haben. 
Alle zur Beförderung von Abfällen vorgesehenen Fahrzeuge sind mit zwei A–Tafeln zu 
kennzeichnen, dies gilt auch für Entsorgungsfachbetriebe. 
Erlaubnis (gA) bzw. Anzeige (ngA) sind jeweils vom Beförderer auf dem Fahrzeug mitzuführen. 

Beim Transport gefährlicher Abfälle sind zusätzlich folgende Unterlagen mitzuführen: 

• Ausdruck des Begleitscheins mit allen Datenangaben (Auskunftsfähigkeit), 

• bei verspäteter Signatur des Beförderers: Vereinbarung gem. § 19 Abs. 2 NachwV. 

 

0.2.16 bleibt frei 
 

0.2.17 bleibt frei 
 



Projektbezeichnung: RABA Rostock Hbf A13 - A17, Verkehrsanlagen 
Vergabevorgangs-Nr.: … 
Vorbemerkungen/Baubeschreibung  Anlage 3.0.1 
 

 

Gültig ab 20.02.2026 (Revision 28) Seite: 32 von 43 

DB Offen / DB Open 

0.2.18 Leistungen für andere Unternehmer 
Die vom AN anzulegenden Baulogistikflächen, welche in den beigefügten Plänen (VA-
Lagepläne Anlage 3.0) ausgewiesen sind, dürfen auch durch die Auftragnehmer der anderen 
Vergabeeinheiten genutzt werden. 

 

0.2.19 Zusammenwirken mit anderen Unternehmern 
Im Rahmen der nach den Vertragsunterlagen vorgesehenen bauseitigen Koordination hat der 
AN Mitwirkungsleistungen zur Sicherstellung des vorausschauenden 
Schnittstellenmanagements in Bezug auf die Ausführung der übrigen an der 
Gesamtmaßnahme beteiligten Unternehmer   aktiv wahrzunehmen. Hierzu hat er sich mit dem 
Auftraggeber abzustimmen und mitzuwirken, insbesondere bei Maßnahmen die Leistungen 
anderer Auftragnehmer als Vorleistung erfordern oder nachfolgende Leistungen beeinflussen.  

Gegenstand und Ziel dieser Mitwirkung ist, dass der AN vorausschauend und aktiv die für 
seine Arbeitsvorbereitung und Abwicklung erforderlichen Informationen rechtzeitig über den 
AG abfordert und einbezieht, sowie seinerseits diesem die von ihm für die Verfolgung der 
Ordnung auf der Baustelle und des Zusammenwirkens der verschiedenen Unternehmer 
benötigten Informationen gleichermaßen so rechtzeitig zur Verfügung stellt, dass über die 
bauseitige Koordination die störungsfreie Abwicklung der Gesamtmaßnahme  sicher gestellt 
wird.  

Der AN hat in der Vorausschau der auf der Baustelle ineinandergreifenden Prozesse und 
Abhängigkeiten die Überlegungen und Maßnahmen zur Abstimmung so frühzeitig anzustellen 
und den Abstimmungsprozess mit dem AG durchzuführen, dass nach Lage der Dinge als 
erforderlich absehbare Klärungs- und Koordinierungsprozesse des Auftraggebers ohne 
Störungen des Bauablaufes erledigt werden können. Zu den Mitwirkungspflichten zählen 
hiernach u.a. die aktive Mitwirkung und Auskunftserteilung bei koordinationsrelevanten 
Gesprächen/Baubesprechungen, insbesondere unter Beteiligung anderer Unternehmer, und 
die unverzügliche Information über abgefragte Festlegungen seiner Arbeitsvorbereitung, 
einschließlich ausführungstechnischer und logistischer Aspekte. In Bezug auf mögliche 
Störungen und Konflikte setzt die Pflicht des ANs den AG über Behinderungen zu informieren 
ein, sobald für ihn Umstände erkennbar werden, die sich negativ auf die Ausführung der 
geschuldeten Leistung bzw. des Bauvorhabens insgesamt auswirken können.  

Die Koordination der an der Ausführung beteiligten Unternehmer und die Ausübung aller im 
Zusammenhang stehenden Erklärungen und Anordnungen bleiben ausschließlich dem AG 
vorbehalten. 

Die Aufwendungen, für die im Rahmen des Vertrages vorgesehene Mitwirkung des AN bei der 
auftraggeberseitigen Koordination sind als Nebenleistung in die Einheitspreise 
einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet. 

 

0.2.20 bleibt frei 
 

0.2.21 bleibt frei 
 

0.2.22 bleibt frei 
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0.2.23 DB-spezifische Angaben 
Besonderheiten der Regelung und Sicherung der Beschäftigten vor den Gefahren des 
Eisenbahnbetriebs: 

Bauarbeiten mit Betriebsbeeinflussungen sind Arbeiten, die die Sperrung von Gleisen, die 
Einrichtung einer Langsamfahrstelle bzw. die Außerbetriebnahme von für die Durchführung 
des Eisenbahnbetriebes notwendigen technischen Einrichtungen erfordern. 

Für die Arbeiten in Sperrpausen ist Gerät und Mannschaft so vom AN zu disponieren, dass 
die auszuführende Leistung innerhalb der Sperrpausen sicher abgewickelt werden kann. 

Die besonderen Auflagen der DB AG für Arbeiten im Nahbereich der Gleisanlagen sind 
einzuhalten. Insbesondere sind die Sicherheitsabstände gemäß den geltenden DB AG – 
Vorschriften immer nachweislich einzuhalten. Eingesetzte Geräte (z. B. Hebe- und 
Verbaugeräte) müssen eine automatische Arretierung (Endabschaltung) gegen 
unbeabsichtigtes Einschwenken in das Lichtraumprofil der Gleise haben. Oberleitungs-
anlagen sind hierbei ebenfalls zu berücksichtigen. Gegebenenfalls sind die Geräte vor dem 
Einsatz nachzurüsten. 

Sicherungsleistungen gegen Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb (Bereitstellung von 
Sicherungsposten, festen Absperrungen o. a.) für Arbeiten bei denen ein Hineintreten in den 
Gleisbereich (Gefahrenbereich von Betriebsgleisen zuzüglich des Sicherheits-raumes) nicht 
ausgeschlossen werden kann, werden durch den AG bereitgestellt. 

Dazu ist vom jeweiligen AN über die Bauüberwachung des AG die Notwendigkeit des 
Einsatzes von Sicherungsmaßnahmen gegen Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb 
anzuzeigen. 

Wird die Notwendigkeit erkannt, sind die erforderlichen Sicherung-leistungen durch die AN bei 
der Bauüberwachung Betrieb bis spätestens Mittwoch der Vorwoche für die folgende Woche 
einschließlich Wochenende schriftlich anzumelden. Diese Anmeldung muss mindestens die 
folgenden Angaben beinhalten: 

• Art der Arbeiten, 

• Maschinen- und Personeneinsatz, 

• Lage der Baustelle, 

• Dauer der Arbeiten. 
Die Sicherungsaufsicht des vom AG beauftragten Sicherungsunternehmens weist die 
Auftragnehmer unmittelbar vor Ausführung der zu sichernden Arbeiten in die geplanten 
Sicherungsmaßnahmen ein und lässt sich diese Einweisung vom zuständigen Bauleiter des 
AN im Sicherungsplan bestätigen. Erst nach dokumentierter Einweisung dürfen die geplanten 
Arbeiten ausgeführt werden. 

Arbeiten im Gleisbereich bzw. Arbeiten, bei denen das unabsichtliche Eindringen in den 
Gleisbereich nicht ausgeschlossen werden kann, sind ohne gültigen Sicherungsplan 
grundsätzlich verboten. Der Ausführende hat mit der Bestellung von Sicherungsleistungen die 
Seite 1 des Sicherungsplanes nach Ril 132.0118 ausgefüllt über den Sipla Workflow bei der 
BZS Stelle einzureichen. Die Aufwendungen hierfür sind in das Angebot einzurechnen und 
werden nicht gesondert vergütet. 

Gleisanlagen dürfen nur bei entsprechender Absicherung gemäß Sicherungsplan betreten 
werden. Den Anweisungen der Sicherungsaufsichtskräfte bzw. der beauftrag-ten Personen 
des AG ist in betrieblicher Hinsicht unbedingt Folge zu leisten. 

Ist durch fehlende Sicht, z. B. Nebel, die Sicherung der Baustelle durch die aufgestellten 
Sicherungsposten nicht möglich, müssen die Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise 
eingestellt werden. Eine besondere Vergütung für diese Ausfallzeiten erfolgt nicht. 
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Durch die Nutzung der Gleisanlagen dürfen keine Behinderungen des Eisenbahn-betriebs 
entstehen. Der Auftragnehmer hat am befahrenen Gleis dafür zu sorgen, dass Fahrzeuge, 
Arbeitsgeräte und dergleichen in den freizuhaltenden Raum nicht hineinragen und dass ein 
solches Hineinragen auch nicht durch Verschiebungen oder in anderer Weise unbeabsichtigt 
eintreten kann. Zur Gewährleistung dieser Forderungen notwendige Schutzmaßnahmen sind 
vom AN zu veranlassen und in seine Leistungs-positionen einzurechnen. 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine auf Bahngebiet tätigen Betriebsangehörigen und alle 
anderen Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner vertraglichen Leistung bedient 
(Erfüllungsgehilfen), jeweils vor Aufnahme ihrer Arbeit nachweislich so zu belehren, dass sie 
über die in Betracht kommenden Unfallgefahren des Bahn-Betriebs und über die Abwehr 
dieser Gefahren ausreichend unterrichtet sind. Die Nachweise sind dem AG in Kopie zu 
übergeben. 

Für alle Arbeiten im Gleisbereich gelten die entsprechenden Unfallverhütungsvor-schriften 
(UVV). Alle Schutzmaßnahmen, die nach den Unfallverhütungsvorschriften der DB AG 
erforderlich sind, hat der Auftragnehmer ohne besondere Aufforderung auf seine Kosten zu 
treffen. 

Abmeldungen von geplanten, aber nicht zur Ausführung kommenden Arbeiten sind schriftlich 
zwei Arbeitstage (ohne Sa/So) vor Beginn dieser Arbeiten von der Bau-überwachung des AG 
zu bestätigen. Alle aus der Nichteinhaltung dieser Termine erwachsenden Kosten gehen zu 
Lasten des jeweiligen AN. 

Jeder AN hat bei der Planung seines Bauablaufes den effektiven Einsatz des 
Sicherungspersonals zu gewährleisten. Verzögerungen im Bauablauf, die auf eine nicht 
fristgerechte Beantragung von Sicherungsleistungen durch den AN zurückzuführen sind, 
gehen einschließlich der daraus entstehenden Folgekosten zu Lasten des AN. 

Erforderliche Sicherungsleistungen aus Forderungen der Berufsgenossenschaften, wie z. B. 
Einweiser von Hebezeugen oder LKW, sind durch den Auftragnehmer ohne gesonderte 
Vergütung zu stellen. 

 

Arbeiten in der Nähe von spannungsführenden Anlagen 

Bei Arbeiten in der Nähe von spannungsführenden Anlagenteilen sind die vorgeschriebenen 
Schutzabstände einzuhalten. 

Besonders hingewiesen wird auf Arbeiten in der Nähe von Oberleitungsanlagen. Die Arbeiten 
dürfen nur mit dokumentierter örtlicher Einweisung durch den Arbeitsverantwortlichen zur 
Gewährleistung der Sicherheit bei Arbeiten an oder in der Nähe von Oberleitungen (AVE) 
beginnen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Ril 132.0123 „Arbeiten an und in der Nähe 
elektrischer Anlagen und Betriebsmittel, Schutzmaßnahmen bei Arbeiten an und in der Nähe 
von Oberleitungsanlagen“ sowie die Ril 824.0106 „Grundlagen für die Durchführung; Beim 
Einsatz von Baumaschinen unter Oberleitung 15 kV, 16,7 Hz – Maßnahmen zur elektrischen 
Sicherheit treffen“ einschließlich der zugehörigen Anlagen und Vordrucke zu beachten und 
anzuwenden sind. 

Grundsätzlich ist bei der Durchführung von Arbeiten in der Nähe der Oberleitung diese als 
unter Spannung stehend zu betrachten. Ein Schutzabstand von mind. 1,50 m ist einzuhalten. 
Weiterhin sind die erforderlichen Mindestabstände für die Verstärkerleitung zu beachten. Zur 
Sicherstellung dieser Schutzabstände müssen die zum Einsatz kommenden Baumaschinen 
mit Hub- und Schwenkbegrenzern ausgestattet sein. 

Sind die geforderten Schutzabstände bei der Durchführung der geplanten Arbeiten nicht 
einzuhalten, ist eine Abschaltung und Bahnerdung im Rahmen einer BETRA rechtzeitig zu 
planen bzw. zu beantragen. 
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0.2.24 Ergänzende Ausführungsbestimmungen 
In Ergänzung zum entsprechenden Punkt 16.1 „Bauleitung und Stellvertreter“ der BVB: 

Der verantwortliche Bauleiter muss über die notwendigen Qualifikationen verfügen. Diese 
werden regelmäßig unterstellt, wenn die benannte Person ein Ingenieurstudium erfolgreich 
beendet sowie über eine mindestens fünfjährige Berufserfahrung als Projektleiter bei 
vergleichbaren Bauvorhaben verfügt. 

Vom Bauleiter und Stellvertreter muss während der Ausführung der Arbeiten wenigstens einer 
ständig auf der Baustelle anwesend sein. Der Bauleiter oder sein Vertreter müssen an 
Sitzungen teilnehmen. Auf Forderung des AG gilt dieses auch für kurzfristig anberaumte 
Besprechungen. 

Spätestens vier Wochen nach Auftragserteilung hat der Auftragnehmer ein vertrags- und 
projektbezogenes Organigramm vorzulegen. In diesem sind übersichtlich die wesentlichen 
Tätigkeitsfelder und das hierfür vorgesehene verantwortliche Personal anzugeben. 

Es wird darüber hinaus noch auf die Regelungen zur Qualifikation im Rahmen der 
Baubegleitenden Qualitätssicherung (BQS) der Anlage 2.8 Qualitätssicherungsregelung 
hingewiesen. 

 

In Ergänzung zum Punkt 16.1 „Nebenleistungen“ der BVB: 

Auf die Verpflichtung des AN zum Säubern des Baubereiches, der Baustraßen und der 
Zufahrtswege als Nebenleistung wird nochmals hingewiesen. 

 

In Ergänzung zum entsprechenden Punkt 16.3 „Nutzung fremden Geländes“ der BVB: 

Der AN hat unaufgefordert, spätestens bis zur Abnahme, die Bescheinigungen gem. den 
Regelungen der BVB zu diesem Punkt beizubringen. 

 

Eignungsnachweis für Baustoffe 

Soweit nicht Ausnahmen genannt sind, sind ausschließlich neue Stoffe einzubauen. 
Materialien und Verfahren, die bei der Erstellung der Anlagen eingesetzt werden, sollen 
möglichst umweltfreundlich bzw. umweltschonend sein. Dazu gehören z.B. biologisch 
abbaubare Schalöle oder wasserverdünnbare, lösungsmittelfreie Anstriche. 

Alle zum Einsatz kommenden Materialien, Geräte und Systeme müssen den technischen 
Vorschriften und betrieblichen Anforderungen der DB AG entsprechen und für den Einsatz 
zugelassen sein. Es sind nur Baustoffe und Bauelemente zu verwenden, die in DIN (ISO) – 
Normen geregelt sind oder für die die Zulassung durch das Institut für Bautechnik vorliegen 
und die bei der DB AG eingeführt sind (EBRL). Konformitätsnachweise für alle Bauteile sind 
unaufgefordert der Bauüberwachung des AG zu übergeben. Außerdem muss die Produktion 
aller Stoffe durch anerkannte Prüfstellen überwacht werden. Sollen andere Produkte 
verwendet bzw. von den Regelungen und Baubestimmungen abgewichen werden, ist eine 
unternehmensinterne UiG bzw. Zustimmung im Einzelfall ZiE erforderlich. Die 
bauaufsichtlichen Zulassungen sind dem AG zu übergeben. Prüfzeugnisse amtlich 
anerkannter Materialprüfanstalten werden nur anerkannt, wenn diese ausdrücklich von der 
Genehmigungsbehörde für den Anwendungsfall zugelassen sind. 

Der AN hat im Rahmen seines Vertragssolls in geeigneter Form die Umweltverträglichkeit für 
zugelieferte Mineralstoffe nachzuweisen. Vor Arbeitsbeginn hat der AN sämtliche Nachweise 
über die Eignungsprüfungen der Beläge dem Auftraggeber zur Zustimmung einzureichen. 
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Eignungsprüfungen / Erstprüfungen und Eignungsnachweise sind dem AG mindestens 10 
Werktage vor der geplanten Ausführung vorzulegen und im PDF-Format digital zu übergeben. 

Der Plan der Eigenüberwachungsprüfungen und die Benennung des Prüflabors sind dem AG 
vor Baubeginn zu übergeben. 

 

Beweissicherung 

Der AN ist für die Leistungen zur Bestandsaufnahme verantwortlich. Er hat die 
Bestandsaufnahme in geeigneter Weise vorzunehmen. Bei eventuell im Rahmen der 
Bestandsaufnahme verursachten Schäden haftet der AN. 

Der AN hat durch einen zugelassenen Gutachter und auf eigene Kosten rechtzeitig vor Beginn 
der Arbeiten eine Beweissicherung des gesamten Baufeldes und der Bebauung im Umfeld 
von mindestens 50 m vor/hinter Pfeilerachse 14 einschließlich aller im Zusammenhang der 
Baumaßnahme genutzten Flächen durchzuführen.  

Ggf. schon vorhandene Schäden und Mängel sind zu dokumentieren und eine von allen 
Beteiligten bzw. Eigentümern zu unterschreibende Niederschrift zu fertigen. Diese vom AN 
anzufertigende Niederschrift mit Bildaufnahmen erhält jeder Beteiligte 1-fach, der AG 3-fach. 

Das Beweissicherungsverfahren umfasst die Feststellung des Zustandes der BAB A20 und 
der DB-Brücke im o.g. Baubereich. Bei der Feststellung des Zustandes der baulichen Anlagen 
sind alle die zu erfassen, die aufgrund des vom AN gewählten Bauverfahrens beeinträchtigt 
werden können. 

Vorhandene Grenz- und Vermessungspunkte sind vor Baubeginn und während der 
Bauausführung zu sichern. Eine gesonderte Vergütung über die Positionen des 
Leistungsverzeichnisses hinaus erfolgt nicht. 

Alle durch Arbeiten des AN entstandenen Schäden sind fortwährend zu dokumentieren. 

Nach Fertigstellung ist eine Zweitaufnahme auszuführen. Hierfür ist eine gesonderte 
Leistungsposition vorgesehen. 

Nach Beendigung der Baumaßnahme ist eine Schlussbesichtigung mit allen Beteiligten 
durchzuführen, eine Freistellungserklärung anzufertigen, von allen Beteiligten unterschreiben 
zu lassen und dem AG zu übergeben. Damit verbundene Aufwendungen sind in die 
entsprechende Position der Beweissicherung einzurechnen. 

Sofern unbefestigte Flächen als BE-, Logistik- bzw. Bereitstellungsflächen genutzt werden 
sollen, ist durch Beprobungen nach BBodSchV vor und nach der Nutzung zur 
Beweissicherung der Nachweis zu erbringen, dass keine Schadstoffeinträge erfolgten. 

Baugruben 

Bei Abschachtungen neben befahrenen Gleisen, Oberleitungsmasten und anderen Anlagen 
sind die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um Einschränkungen der Verfügbarkeit der 
Betriebsanlagen der DB AG und Dritter auszuschließen und Beeinträchtigungen der 
Standsicherheit zu verhindern. 

Für die Herstellung von Baugruben und Gräben sowie die dafür notwendigen 
Arbeitsraumbreiten, Schutz- und Sicherungsmaßnahmen gilt die DIN 4124. 

Aushub und Erdstoffeinbau erfolgt zum Teil bei oder neben ausgesteiften 
Baugrubenwänden. Erschwernisse hieraus, sowie aus der abschnittsweisen Ausführung 
werden nicht gesondert vergütet und sind in die entsprechenden Aushubpositionen 
einzurechnen. 

Bei Abtrag und Auffüllungen ist ein Planum mit Genauigkeit von mind. ± 3 cm herzustellen, 
sofern im LV nicht etwas anderes festgelegt ist. 
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Die Abrechnung für Aushub und Einbau erfolgt grundsätzlich nach m³ fester Masse, sofern in 
den LV-Positionen nicht etwas anderes beschrieben ist. 

Erforderlicher anteiliger Handeinbau im Bereich von Versorgungsleitungen ist in den 
Einheitspreisen zu berücksichtigen und wird nicht gesondert vergütet. 

Vor Beginn der Arbeiten sind Angaben über Lage und Schutzabstände von Leitungen und 
Kabel einzuholen. Zum Auffinden der Kabel sind Ortungsgeräte einzusetzen und 
Suchschachtungen durchzuführen. Die Freilegung von Kabeln aller Art hat der AN sofort 
anzuzeigen. Erschwerniskosten für diese Freilegungsarbeiten sind mit den Einheitspreisen 
abgegolten. 

Das Verfüllen der Baugrube darf nur mit geeignetem, verdichtungsfähigem Material erfolgen. 

Das Verfüllen der Baugrube ist unter Beachtung der technischen Bestimmungen der Ril 836, 
der DIN 4124, der DIN 18300 und der ZTVE-StB durchzuführen. 

Abgerechnet wird nach den entsprechenden Aushub- bzw. Verfüllpositionen. 

Sämtliche Prüfungen für die Böden und die Bodenverdichtung sind, unter Überwachung des 
AG, Sache des AN. Die ausgewerteten Untersuchungs-ergebnisse sind dem AG in 
schriftlicher Form vorzulegen. 

Bei der Durchführung der Verdichtungsarbeiten ist darauf zu achten, dass eine optimale 
Wirkung nach bodenmechanischen Gesichtspunkten erzielt wird. 

Der AN ist verpflichtet, die erzielte Verdichtung nachzuweisen. Die Dichte ist mittels 
Proctorverfahren nachzuweisen. 

 

Erdarbeiten 

Die Erdarbeiten sind durch den AN auszuführen. 

Es wird darauf verwiesen, dass keine Erdstoffe durch den AG beigestellt werden. 

 

Wasserhaltung 

Sofern Wasserhaltungsmaßnahmen je nach örtlicher Gegebenheit erforderlich werden, so 
wird auf die Ausführungen gemäß Tz.0.1.12.2 dieser Baubeschreibung verwiesen. Es ist 
Sache des AN die Unterlagen für eine Genehmigung zu erstellen und die Genehmigung bei 
der unteren Wasserbehörde bzw. dem Eisenbahnbundesamt (SB 6) einzuholen. 

 

Gründungsarbeiten: 

Keine gesonderten Hinweise für die Maßnahmen dieser Leistungsbeschreibung. 

 

Kabeltiefbauarbeiten 

Die Herstellung der Kabelgefäßsysteme ist Gegenstand der hier vorliegenden Ausschreibung. 

Die Breite der Kabelgräben für Erdtrassen ist unter Berücksichtigung der Anforderungen der 
Arbeitssicherheit gemäß DIN 4124 festzulegen. Die Wände sind senkrecht herzustellen oder 
bei Erfordernis auf Böschung zu schachten. Die Grabensohle ist grundsätzlich eben und 
steinfrei abzugleichen. Bei ungünstigen Bodenverhältnissen oder nicht tragfähigen Sohlen ist 
ein zusätzliches Kiesauflager einzubauen. 

Bei Erdverlegung, nach dem Auslegen der Kabel, ist das Verfüllmaterial lagenweise 
einzubauen und sorgfältig, ohne Schadensauswirkung zu verdichten. Über der Leitungszone 
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ist ein entsprechendes Trassenwarnband auszulegen und an der Oberfläche ist die Trasse 
durch den Einbau von Kabelmerksteinen zu kennzeichnen. Die Gestaltung der 
Oberflächenbefestigung ist entsprechend des Ausgangszustandes wieder herzustellen. 

Das Herstellen von Verziehungen im Bereich von Einbauten z.B. Oberleitungsmaste und 
Signalmaste ist Bestandteil der hier vorliegenden Ausschreibung und wird nicht gesondert 
vergütet. 

Alle Kabelschächte sind mit Kabelhalterungen, Einstiegsleitern oder Steigeisen sowie bei 
h>/=1,0m über Geländeoberkante mit Absturzsicherung auszuführen. Die 
Kabelschachtabdeckungen sind nach der jeweiligen Belastungsklasse auszuführen.  

Die Kabelschächte sind bei tragfähigem Boden (verdichtet) auf einer wasserdurchlässigen 
Sauberkeitsschicht zu gründen. 

 

Bahntechnische Ausrüstung 

Für Arbeiten, bei denen das Abschalten von Oberleitungsanlagenteilen erforderlich wird, stellt 
der AN auf seine Kosten einen Mitarbeiter, der zu Schaltanträgen bei der zuständigen 
Zentralschaltstelle (ZES) berechtigt ist. 

Für das Arbeiten an oder in der Nähe von Oberleitungsanlagen wird durch den AG ein 
Mitarbeiter gestellt, der im Sinne der Ril 132.0123 als Anlagenbeauftragter bezeichnet wird 
und in dieser Funktion Aufgaben des Anlagenverantwortlichen übernimmt. 

Das Feststellen der Spannungsfreiheit, das Anbringen der Bahnerdungsvorrichtungen und die 
eventuell notwendigen Schilder sind durch den AN durchzuführen, zu liefern und einzubauen. 
Für die Ausführung der vorgenannten Leistungen hat der AN ausschließlich dazu qualifizierte 
Elektrofachkräfte einzusetzen. 

Bei Arbeiten in der Nähe von Oberleitungsanlagen ist durch den AN ein Arbeits-
verantwortlicher (ARV) im Sinne der Ril 132.0123 zu stellen. 

 

0.3 Einzelangaben bei Abweichungen von den ATV 
Dem AN wird keine Material durch den AG beigestellt. 

0.4 Einzelangaben zu Nebenleistungen und 
Besonderen Leistungen 

0.4.1 Nebenleistungen 
Keine besonderen Anmerkungen. 

0.4.2 Besondere Leistungen 
Keine besonderen Anmerkungen. 

0.5 Technische Bearbeitung 

0.5.1 Ausführungsunterlagen 
Seitens des AG wird eine Ausführungsplanung beigestellt. Die Plansätze werden dem AN 
mit Auftragserteilung übergeben.  

Vom AN sind die notwendigen Werksplanungen zu erbringen. Die Werksplanungen werden 
nicht gesondert vergütet. 
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Alle Abstimmungen, die im Rahmen der Ausführung durch den AN mit den anderen 
Auftragnehmern zu führen sind, werden nicht gesondert vergütet. Dabei wird insbesondere 
auf notwendige Abstimmungen mit dem Ausführungsplaner zur Anordnung von notwendigen 
Kabelführungssystemen verwiesen. 

Bestandteil der Ausführung sind auch die Abstimmungen mit den jeweiligen 
Versorgungsunternehmen für Gas, Elektroenergie, Be- und Entwässerungsleitungen, 
Heizleitungen, Medienleitungen und Anlagen der Telekommunikation. 

Für den gesamten Zeitraum der Baumaßnahme ist vom AN für die Schnittstelle zum Gewerk 
Oberleitung eine Koordination nachweislich durchzuführen. 

0.5.2 Vermessungstechnische Bestandsdokumentation 
Die Grundlagen der vermessungstechnischen Bestandsdokumentation sind insbesondere in 
den Ril 804, 809, 883, 885 und 886 geregelt. Diese umfasst die Aktualisierung der Bahn-
Geodaten mittels AVANI zur Erzeugung der Ivl-Bestandspläne (Topographie und ggf. 
Gleisnetzdaten), die Lichtraumdokumentation, die Überprüfung des Festpunktfeldes und die 
Überarbeitung der Gleisnetzdaten sowie der Trassen- und Weichenhöhenpläne. 

Vor Beginn der Dokumentationsleistungen ist der Umfang der vermessungstechnischen 
Arbeiten sowie das zu verwendende Lage- und Höhenbezugssystem mit dem Arbeitsgebiet 
Ingenieurvermessung des AG zwingend abzustimmen. 

Gleisvermarkung: 

Die Gleisvermarkung ist nach dem Umbau auf Vollständigkeit und Verwendungsfähigkeit zu 
überprüfen. Vom AN zerstörte oder beschädigte Punkte des übergebenen Festpunkfeldes sind 
zu ersetzen und nach den Kriterien der Ril 883.2000 / 883.3000 neu zu bestimmen. Die Kosten 
hierfür trägt der AN.  

Festpunktfeld: 

Die Lage- und Höhenfestpunkte sind nach dem Umbau auf Vollständigkeit und 
Verwendungsfähigkeit zu überprüfen. Vom AN zerstörte oder beschädigte Punkte sind gem. 
Ril 883.2000 auf Kosten des AN zu ersetzen und neu zu bestimmen.  

Trassenplan: 

Bei Änderungen an der Gleisgeometrie, Geschwindigkeiten, Gleisvermarkungspunkten oder 
Bauwerken sind neue Trassenpläne zu erstellen. 

Gleisnetzdaten: 

Bei Änderungen an der Gleisgeometrie (7-Linien Modell) oder an Gleisvermarkungspunkten 
sind die Gleisnetzdaten im Format Verm.esn (*.tra, *.gra, *.kf) zur gleisgeometrischen Prüfung 
und im GNDEdit-Format (*.mdb-Schnittstelle zu AVANI) zu liefern. 

Topographie: 

Es ist ein abschließender Feldvergleich durchzuführen. Veränderungen der Topographie, 
insbesondere der Signale, Bahnsteige, Schächte, Böschungen, Brücken, Durchlässe sind 
einzumessen und in AVANI im Abbildungssystem DB_REF einzuarbeiten (AVANI-Job). Diese 
Leistungen dürfen nur durch Ingenieurbüros mit AVANI-Zugang ausgeführt werden. 

Lichtraumdaten: 

Es ist eine Lichtraummessung für den erweiterten Lichtraum durchzuführen und das Ergebnis 
der Auswertung mittels definierter Schnittstelle an die Lichtraumdatenbank zur Aktualisierung 
zu übergeben. Die Grundlage für die Bestandsdokumentation von Lichtraumdaten bilden die 
Richtlinien 458, 809, 883 und 885. Informationen zum Themenbereich Lichtraum (u. a. 
Beschreibung der Schnittstelle) können auf folgender Seite abgerufen werden: 
https://ipid.dbnetze.com/start 

https://ipid.dbnetze.com/start
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0.5.3 Bauwerksdokumentation 
Vom AN ist die Übereinstimmung der Bauausführung mit den bauaufsichtlich genehmigten 
Plänen schriftlich zu bestätigen.  

• Als Bestandszeichnungen gelten Ausführungszeichnungen und Berechnungen, die 
entsprechend dem Prüf- und Genehmigungsverfahren und der Bauausführung 
berichtigt sind und als „Mit der Ausführung übereinstimmend“ durch AN und AG bzw. 
deren Vertreter erklärt sind.  

• Darüber hinaus sind vom AN Übersichtspläne anzufertigen, die zu 
Bestandsübersichtsplänen gem. den oben genannten Vorschriften fortzuschreiben sind.  

• Im Bauwerk oder dem Baugrund ggf. verbleibende Baubehelfe und Bauteile sind in den 
Bestandsplänen darzustellen.  

• Es ist eine Abstimmung mit dem Arbeitsgebiet IZ-Plan des AG durchzuführen. 

0.5.4 Bauzeitenplan 
In Ergänzung zum entsprechenden Punkt 16.2 der BVB: 

Der durch den AN zu erstellende Bauzeitenplan ist dem AG 14 Kalendertage nach 
Zuschlagserteilung erstmals vorzulegen. 

Der Bauzeitenplan muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Vorgangsname 
2. Vertragsbeginn (Datum) 
3. Vertragsende (Datum) 
4. Vertragliche Zwischentermine (Datum) 
5. Reihenfolge der Leistungen (gem. BVB) 
6. Dauer der einzelnen Leistungen 
7. Darstellung technisch nachvollziehbarer Abhängigkeiten der vertraglichen Leistungen 
8. Darstellung technisch nachvollziehbarer Abhängigkeiten mit den Leistungen anderer 

Unternehmer 
9. Terminliche Darstellung, wann welche Bereiche der Baustelle nach den 

Erfordernissen des Bauablaufes vom AN zur Ausführung benötigt werden,  
10. Sperrpausen sind zuzuordnen und technologisch detailliert darzustellen (Raster 0,5 

Stunden) 
11. Tägliche Arbeitszeit (Std./AT) 
12. Anzahl Schichten pro Arbeitstag (im Notizfeld) 
13. Kapazitäten Hinterlegung (im Notizenfeld oder Nutzung der Ressourcenplanung) 
14. Detaillierte Angaben über den Ablauf gemäß den Einzelabschnitten des LV 
15. Berücksichtigung betrieblicher Vorgaben sind darzustellen (technisch 

nachvollziehbar) 
16. Logistik ist technisch nachvollziehbar darzustellen 
17. Abnahmezeiten sind zu berücksichtigen und auszuweisen 
18. Zeiten für Baustelleneinrichtung und Räumung sind auszuweisen (gem. BVB) 
19. Der Planlauf ist gem. den vertraglichen Regelungen auszuweisen und mit 

ausreichend Vorlauf zu berücksichtigen 
20. Leistungsstand (im Feld „% abgeschlossen“) 
21. Geplanter Mittelabflussplan der Vertragsleistung - zeitlich (monatlich) in der 

Gewerkestruktur des Leistungsverzeichnisses dargestellt 

Der AN hat den Bauzeitenplan während der Vertragslaufzeit monatlich zu aktualisieren (Soll-
Ist-Vergleich) und dem AG zu übergeben. 

Der Bauzeitenplan ist als Weg-Zeit-Diagramm zu erstellen. Die Unterlagen sind 3-fach in 
Papierform und in digitaler Form zu liefern. 
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0.6 Baubeschreibung 

0.6.1 Baustelleneinrichtung 
Die geplanten Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind in den Lageplänen der Anlage 
A3.3.1 dargestellt.  

Die Zufahrt zur Baustelle erfolgt über den Dalwitzhofer Weg.  

Nach Abschluss der Bauarbeiten sind die BE-Flächen und Baustraßen zu räumen. Die 
Beräumung von Bereitstellungsflächen, Lager- und Montageflächen hat innerhalb von 4 
Wochen nach der letzten Baumaßnahme zu erfolgen.  

Die Baustelleneinrichtungs- und Bereitstellungsflächen sind vom AN durch einen 
umlaufenden Bauzaun wirksam gegen unbefugte Zutritte, Nutzungen o.ä. durch Dritte zu 
sichern, insbesondere außerhalb der Betriebs- und Arbeitszeiten entsprechend abzusperren. 

Die Fahrbahnverschmutzung auf öffentlichen Straßen ist zu verhindern. Ggf. sind 
dazugehörige Kosten in den Positionen der Baustelleneinrichtung zu kalkulieren.  

Sämtliche Lager-, Bereitstellungslager- und Baustelleneinrichtungsflächen sind nach der 
Baumaßnahme wieder in ihren Ursprünglichen Zustand zu versetzen. Es ist hierfür eine 
Beweissicherung vor Inanspruchnahme vorzusehen. Dazu ist eine Fotodokumentation/ 
Beweissicherung vor Baudurchführung zu erstellen und dem AG zu übergeben.  

0.6.2 Baufreiheitsmaßnahmen 
Im Rahmen der Baufeldfreimachung sind Maßnahmen zu ergreifen, um die BE-Flächen für 
das geplante Bauprojekt optimal vorzubereiten. Steine, Betonreste, Mauerreste, Zäune, 
Schutt und Unrat sind abzuräumen und vorübergehend zu lagern und abzutransportieren. 

Der Abtransport hat zu einer zertifizierten Entsorgungsanlage, Nachweisführung gemäß vom 
AG bestätigten Entsorgungskonzept AN, zu erfolgen.   

Im Baubereich befindlicher Kabel- und Leitungsbestand ist vor Beginn der Baumaßnahmen 
zu sichern bzw. in Abstimmung mit dem Leitungsträger umzuverlegen. 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind die Vorgaben der 
Vermeidungsmaßnahmen des LBP zu beachten.  

Die Lage und Größe der des Baufeldes/BE-Flächen sind in den beiliegenden Lageplänen 
ersichtlich. 

0.6.3 Tiefbau (Kabeltiefbau) 

0.6.3.1 Suchschachtungen 
Suchschachtungen sind durch den AN durchzuführen, da Kabel und Leitungen Dritter nicht 
ausgeschlossen werden können. Bekannte Leitungen sind im Lageplan der Anlage A3.3.1 
dargestellt. 

0.6.3.2 Straßenquerung 
Die Anbindung der Erdungsleitung im Bereich der Gleisabschlüsse der Abstellgleise erfolgt 
über Querung des vorhandenen Weges mittels Verrohrung. Hierfür wird der bestehende 
Wegeaufbau im Querungsbereich zurückgebaut (siehe Tz. 0.6.3.3).  

Das Kabelschutzrohr aus PE-HD mit der Nennweite DN 110 wird auf einer 
Sauberkeitsschicht verlegt und mit steinfreien Bodenstoffen eingebettet.  

Kabelschutzrohre müssen den einschlägigen technischen Regeln entsprechen und sind als 
tragende Rohre zu bemessen. Die Rohre müssen nach Arbeitsblatt ATV-A 127 bzw. 



Projektbezeichnung: RABA Rostock Hbf A13 - A17, Verkehrsanlagen 
Vergabevorgangs-Nr.: … 
Vorbemerkungen/Baubeschreibung  Anlage 3.0.1 
 

 

Gültig ab 20.02.2026 (Revision 28) Seite: 42 von 43 

DB Offen / DB Open 

ATVDVWK-A 161 mit Nachweis der Dauerfestigkeit gegen Beanspruchung aus nicht 
vorwiegend ruhenden Lasten bemessen werden. 

Kabelschutzrohre bis zu einem maximalen Außendurchmesser von 200 mm aus PE-HD 
nach DIN 8074 / DIN 8075 mit einem SDR-Wert ≤ 17,6 bzw. aus PVC-U nach DIN 8061 / 
DIN 8062 mit einem SDR-Wert ≤ 21 dürfen ohne Zulassung durch das EBA verwendet 
werden. In diesem Fall kann der Tragfähigkeitsnachweis entfallen. 

Da die Querungen in offener Bauweise gebaut werden, gelten folgende Bestimmungen für 
die Wiederverfüllung der Baugrube. Oberhalb der Leitungszone sind je nach 
Verdichtungsgerät für die anstehenden Böden Schütthöhen von 0,30 m – 0,50 m zulässig. 
Als Richtwert wird eine Schichtstärke von 0,30 m angesetzt. Für die Verfüllung sind Böden 
der Klasse GW, GI, SW, SI nach DIN 18196 einzubauen. Die Verdichtungsanforderungen 
gemäß ZTV E-StB sind einzuhalten. Ein Verdichtungsgrad von Dpr ≥ 100 % ist für den 
Einbau des Verfüllbodens im Bereich der Hinterfüllung nachzuweisen. Nach der lagenweisen 
Verfüllung der Baugrube ist der Regelquerschnitt herzustellen.  

Die Überdeckung im Straßenbereich beträgt 80 cm.  

An den Enden der Unterquerung werden Flexrohre DN 110 verlegt.  

Anschließend wird der vorhandene Verkehrsweg wieder hergestellt (siehe Tz. 0.6.3.4) 

0.6.3.3 Rückbau 
Für die Errichtung der Oberleitungsmaste im Bereich der geplanten Maststandorte und für 
den Bau der Kabelquerungen in offener Bauweise ist ein teilweiser Rückbau des 
vorhandenen Verkehrswegs zwischen den Gleisen erforderlich.  

Hierzu ist die bestehende Asphaltbefestigung einschließlich der darunterliegenden 
Tragschichten vollständig wie im Lageplan der Anlage A3.3.1 dargestellt zurückzubauen und 
ordnungsgemäß zu entsorgen.  

0.6.3.4 Neubau 
Der vorhandene Verkehrsweg zwischen den Gleisen wird linksseitig mit einer 
Asphaltbauweise um 1,00 m Breite ergänzt. Die Längs- und Querneigungen sind dabei 
beizubehalten. Zusätzlich wird der Verkehrsweg im Bereich der Gleisquerungen wieder 
hergestellt. Die neu zu errichtenden Abschnitte sind in den Lageplänen und Querprofilen der 
Anlage A3.3.1 dargestellt.  

Der Neubau soll an den Bestand angepasst werden. Der vorhandene Schichtenaufbau der 
Wegebefestigung ist derzeit nicht bekannt. Ein Baugrundgutachten ist derzeit beauftragt und 
wird in der Ausführungsplanung zur Verfügung stehen. Die Ergebnisse der Untersuchung 
werden in die Ausführungsplanung einfließen. 

Der derzeit angenommene Straßenaufbau ist folgender:  

-  4 cm Asphaltdeckschicht AC 8 D S 

- 10 cm Asphalttragschicht AC 32 T S 

- 25 cm Schottertragschicht 0/32 

- 30 cm Frostschutzschicht 0/45 

- = 69 cm gesamthafter Aufbau 

Der Neubau der Fahrbahn wird gegenüber der bestehenden Oberfläche mit einem 
Höhenversatz von 1,4 cm ausgeführt, um Raum für Setzungen zu geben. Seitlich der 
Fahrbahn erfolgt die Herstellung eines Banketts. 
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Im Bereich des Anschlusses an die Bestehende Fahrbahn wird eine Trennfuge hergestellt. 
Nach Fertigstellung der Straßenerweiterung wird diese gemäß den Anforderungen der ZTV-
Fug-StB mit geeigneten Fugenvergussmaterial dauerhaft verschlossen.  

 


